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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. März 1964 

6 _ 68070 — 5278/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik / Rechtsangleichung in der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage fünf Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

— eine Richtlinie des Rats über den Verkehr mit Beta- 
rübensaatgut 

— eine Richtlinie des Rats über den Verkehr mit Futter- 
pflanzensaatgut 

— eine Richtlinie des Rats über den Verkehr mit Getreide- 
saatgut 

— eine Richtlinie des Rats über den Verkehr mit Pflanz- 
kartoffeln 

— eine Richtlinie des Rats über den Verkehr mit forst- 
lichem Vermehrungsgut. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 3. März 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zu diesen Vorschlägen beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über den Verkehr mit Betarübensaatgut 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gesLuizt anf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Zuckerrüben und Futterrüben, 
im folgenden Betarüben genannt, nimmt in der Land- 
wirtschaft der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen äußerst wichtigen Platz ein. 

Der Erfolg des Anbaus von Betarüben für die 
Landwirtschaft hängt weitgehend von dem Einsatz 
geeigneten Saatguts ab. Daher haben einige Mit- 
gliedstaaten seit längerer Zeit den gewerbsmäßigen 
Verkehr mit Zuckerrüben- oder mit Futterrübensaat- 
gut auf besonders qualifiziertes Saatgut beschränkt. 
Sie haben sich der Ergebnisse der Pflanzenzüchtung 
bedient, die in jahrzehntelanger ZucEtarbeit erzielt 
worden sind und die zu relativ beständigen und ho- 
mogenen Typen und Sorten von Betarüben geführt 
haben, welche hinsichtlich ihrer Ertragshöhe, ihrer 
Ertragssicherheit und ihrer Verwendbarkeit für den 
Nutzungszweck wesentliche Vorteile erwarten las- 
sen. 

Eine noch weitgehendere Steigerung der Produk- 
tivität bei der Erzeugung von Betarüben in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wird dadurch er- 
reicht werden, daß die Mitgliedstaaten einheitliche 
und möglichst strenge Regeln für die Auswahl der 
zum gewerbsmäßigen Verkehr zugelassenen Typen 
und Sorten anwenden. 

Eine Beschränkung auf bestimmte Typen oder 
Sorten ist jedoch nur gerechtfertigt, soweit gleich- 
zeitig sichergestellt wird, daß der verbrauchende 
Landwirt auch wirklich Saatgut dieser Typen oder 
Sorten erhält. 

Zu diesem Zweck wenden einige Mitgliedstaaten 
Zertifizierungssysteme an, welche eine Sicherung 
der Typen- oder Sortenechtheit und -reinheit durch 
amtliche Überwachung zum Gegenstand haben. 

Solche Systeme bestehen schon auf internationa- 
ler Ebene für Maissaatgut (Food and Agriculture 
Organization der Vereinten Nationen) und für Fut- 
terptlanzensaatgut (Organisation de Cooperation et 
de Developpement Economiques). 

Auf den Erfahrungen mit diesen Systemen muß 
ein einheitliches Zertifizierungssystem für die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft aufgebaut werden. 


Dessen Regeln müssen grundsätzlich im gewerbs- 
mäßigen Verkehr sowohl zwischen den Mitglied- 
staaten als auch auf den natoinalen Märkten gelten, 
um eine Divergenz nationaler und gemeinschaft- 
licher Systeme zu vermeiden. 

Grundsätzlich darf Betarübensaatgut gewerbs- 
mäßig nur in den Verkehr gebracht werden, wenn 
es nach den Vorschriften des Zertifizierungssystems 
als Basissaatgut oder zertifiziertes Saatgut amtlich 
geprüft und zertifiziert ist. Mit den technischen 
Begriffen des „Basissaatguts“ und des „zertifizierten 
Saatguts" knüpft das System an eine international 
bereits bestehende Terminologie an. 

Wegen einer geringen wirtschaftlichen Bedeutung 
ist Betarübensaatgut, das nicht gewerbsmäßig in 
den Vorkehr gebracht wird, aus der Gemeinschafts- 
regelung ausgeschlossen; das Recht der Mitglied- 
Staaten bleibt unberührt, es besonderen Vorschriften 
zu unterwerfen. 

Weiterhin gilt die Gemeinschaftsregelung nicht 
für das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder 
bestimmte Saatgut. 

Um neben dem genetischen Wert den Standard 
der äußeren Beschaffenheit des Betarübensaatguts 
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu 
heben, müssen Mindestanforderungen an die tech- 
nische Reinheit und die Keimfähigkeit sowie Höchst- 
toleranzen für den Feuchtigkeitsgehalt vorgesehen 
werden. Sie knüpfen an die Mindestanforderungen 
an, die aufgrund der Empfehlungen des Institut 
International de Recherches Betteravieres auf den 
Handel mit Saatgut von Zuckerrüben bereits weit- 
gehend Anwendung finden. 

Zur Sicherung der Identität müssen gemeinschaft- 
liche Regeln für die Verpackung, die Probenahme, 
die Verschließung und die Kennzeichnung festge- 
legt werden. Dabei müssen die Etiketten die für die 
amtliche Überwachung sowie die für die Land- 
wirtschaft notwendigen Angaben tragen und auf 
den Gemeinschaftscharakter der Zertifizierung hin- 
weisen. 

Um zu gewährleisten, daß sowohl die Anforde- 
rungen an die Qualität als auch die an die Iden- 
titätssicherung ständig im Verkehr erfüllt sind, 
müssen die Mitgliedstaaten geeignete Kontrollmaß- 
I nahmen vorsehen. 

j Saatgut, das allen Anforderungen entspricht, darf 
I vorbehaltlich von Artikel 36 des Vertrages nur den 
i in der Gemeinschaftsregelung vorgeschriebenen 
I oder zugelassenen Verkehrsbeschränkungen unter- 
i worfen werden. 
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Zu diesen Beschränkungen gehört während einer 
ersten Etappe — und zwar bis zur Schaffung eines 
gemeinsamen Typen- oder Sortenkatalogs — insbe- 
sondere das Recht der Mitgliedstaaten, den Saatgut- 
verkehr auf Typen oder Sorten zu beschränken, die 
für ihr Gebiet landeskulturellen Wert besitzen. 

Es ist notwendig, die Gleichwertigkeit von Aus- 
landsvermehrungen auf der Grundlage von Basis- 
saatgut, das in einem Mitgliedstaat zertifiziert wor- 
den ist, mit den Vermehrungen in diesem Mitglied- 
staat unter bestimmten Voraussetzungen anzuer- 
kennen. 

Andererseits kann anderes in dritten Ländern 
geerntetes Betarübensaatgut innerhalb der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft gewerbsmäßig nur 
in den Verkehr gebracht werden, wenn es für den 
Verbraucher die gleiche Gewähr bietet wie inner- 
halb der Gemeinschaft geerntetes, amtlich geprüftes, 
zertifiziertes, gekennzeichnetes und verschlossenes 
Saatgut. Die Entscheidung darüber, ob diese Vor- 
aussetzungen bei den einzelnen dritten Ländern er- 
füllt sind, muß zur Vermeidung unterschiedlicher 
Entscheidungen in den Mitgliedstaaten der Kommis- 
sion übertragen werden, welche die notwendigen 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der in den be- 
treffenden dritten Ländern angewandten Verfahren 
ergreifen wird. 

Für Zeitabschnitte, in denen die Versorgung mit 
zertifiziertem Saatgut der verschiedenen Kategorien 
Schwierigkeiten bereitet, muß die Kommission er- 
mächtigt werden, vorübergehend Kategorien mit 
weniger strengen Anforderungen zuzulassen. 

Um die technischen Methoden bei der Zertifizie- 
rung in den einzelnen Mitgliedstaaten anzugleichen 
und um künftig Vergleichsmöglichkeiten hinsichtlich 
des in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zertifizierten und des aus dritten Ländern stammen- 
den Saatguts zu haben, ist es geboten, in den Mit- 
gliedstaaten gemeinschaftliche Vergleichsfelder zur 
jährlichen Nachkontrolle des zertifizierten Saatguts 
anzulegen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf Saatgut von Be- 
tarüben, das innerhalb der Gemeinschaft gewerbs- 
mäßig in den Verkehr gebracht wird. 

Artikel 2 

Es sind: 

a) Betarüben: Zucker- und Futterrüben der Art 
Beta vulgaris L. 

b) Basissaatgut: Samen, 

i) der unter Verantwortung des Züchters nach 
strengen Auswahlregeln im Hinblick auf 
den Typ oder die Sorte gewonnen worden 
ist, 

ii) der zur Erzeugung von zertifiziertem Saat- 
gut bestimmt ist, 


iii) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Vor- 
aussetzungen der Anlage I für Basissaatgut 
erfüllt und 

iv) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt worden 
ist. 

c) Zertifiziertes Saatgut: Samen, 

i) der unmittelbar von Basissaatgut stammt, 

ii) der zur Erzeugung von Rüben bestimmt ist, 

iii) der vorbehaltlich von Artikel 4 Buchstabe b 
die Voraussetzungen der Anlage I für zerti- 
fiziertes Saatgut erfüllt und 

iv) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt worden 
ist. 

d) Amtliche Maßnahmen: Maßnahmen, die 

i) durch Behörden eines Mitgliedstaates oder 

ii) unter dessen Verantwortung durch juristi- 
sche Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts oder 

iii) bei Hilfstätigkeiten auch unter dessen Über- 
wachung durch vereidigte natürliche Per- 
sonen 

unter der Voraussetzung durchgeführt werden, 
daß diese Personen an ihrem Ergebnis nicht 
interessiert sind. 

Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saatgut 
von Betarüben nur in den Verkehr gebracht werden 
darf, wenn es sich um Basissaatgut oder zertifizier- 
tes Saatgut handelt, das als solches amtlich zertifi- 
ziert worden ist. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen für 

a) Zuchtsaatgut dem Basissaatgut vorhergehender 
Generationen, 

b) Versuchs- oder wissenschaftliche Zwecke, 

c) Züchtungsvorhaben. 

Artikel 4 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
zuzulassen, daß Saatgut von Betarüben, 

a) das die Anforderungen ider Anlage I an die Keim- 
fähiigkeit nicht erfüllt, als Basissaatgut amtlich 
zertifiziert und in den Verkehr gebracht werden 
darf; dazu wird sichergestellt, daß der Lieferant 
eine bestimmte Keimfähigkeit gewährleistet, die 
er im Verkehr auf einem besonderen Etikett an- 
gibt, das seinen Namen, seine Anschrift und die 
Bezugsnummer der Partie enthält; 

b) bei dem die amtliche Prüfung im Hinblick auf die 
Anforderungen der Anlage I an die Keimfähig- 
keit nicht abgeschlossen ist, im Interesse einer 
schnellen Versorgung mit Saatgut für den Ver- 
kehr bis zum ersten Empfänger als Basissaatgut 
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oder als zertifiziertes Saatgut amtlidi zertifiziert 
und insoweit in den Verkehr ^gebracht werden 
darf; die Zertifizierung erfolgt nur gegen Vor- 
lage einer vorläufigen Analyse des Saatguts unid 
gegen Angabe von -Nannen und Anschrift des 
ersten Empfängers; dazu wird <sdcbergestellt, daß 
der Lieferant die sich aus der vorläufigen Ana- 
lyse ergebende Keimfähigkeit gewährleistet, die 
er im Verkehr auf einem besonderen Etikett an- 
gibt, das seinen Namen, seine Anschrift und die 
Bezugsnummer der Partie enthält. 

Artikel 5 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
über die Voraussetzungen der Anlage I hinaus zu- 
sätzliche oder strengere Voraussetzungen für die 
Z e rt i f izi e rung f es tzul e gen . 

Artikel 6 

(1) Jeder Mitgliedstaat legt eine Liste der amtlich 
zur Zertifizierung in seinem Gebiet zugelassenen 
Typen oder Sorten von Betarüben an; die Liste gibt 
die hauptsächlich morphologischen oder physiolo- 
gischen Eigenschaften an, durch die die Typen oder 
Sorten voneinander zu unterscheiden sind. 

(2) Ein Typ oder eine Sorte wird zur Zertifizierung 
erst zugelassen, wenn nach amtlichen oder amtlich 
beaufsichtigten Anbauprüifungen im Laufe von drei 
aufeinanderfolgenden Jahren festgestellt worden ist, 
daß der Typ oder die Sorte hinreichend homogen 
und beständig ist. 

(3) Die zugelassenen Typen oder Sorten werden 
laufend amtlich überwacht. Wird in mehrjährigen 
Anbauprüfungen festgestellt, daß eine der Voraus- 
setzungen für die Zulassung zur Zertifizierung nicht 
mehr erfüllt ist, so wird die Zulassung zurückgenom- 
men und der Typ oder die Sorte in der Liste ge- 
strichen. Ändert sich die eine oder die andere un- 
wesentliche Eigenschaft eines Typs oder einer Sorte, 
so wird die Beschreibung in der Liste unverzüglich 
geändert. 

(4) Die Liste sowie ihre jeweiligen Änderungen 
werden der Kommission unverzüglich mifcgeteilt, die 
die übrigen Mtgliedstaaten hiervon in Kenntnis 
setzt. 

Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaateü schreiben vor, daß die Pro- 
ben im Verfahren der Überwachung von Typen und 
Sorten und bei der Prüfung des Saatguts zur Zertifi- 
zierung amtlich nach geeigneten Methoden gezogen 
werden. 

(2) Die Proben bei der Prüfung des Saatguts zur 
Zertifizierung werden aus homogenen Partien gezo- 
gen; das Höchstgewicht einer Partie und das Min- 
destgewicht einer Probe sind in Anlage II ange- 
geben. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß zertifizier- 
tes polyploides Saatgut von Betarüben nur in den 
Verkehr gebracht werden darf, wenn der zahlen- 


mäßige Anteil an diploidem Saatgut 40 ^/o nicht über- 
schreitet. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Basis- 
saatgut und zertifiziertes Saatgut von Betarüben nur 
in homogenen Partien und in geschlossenen Packun- 
gen, die nach den Vorschriften von Artikel 10 und 1 1 
verschlossen und gekennzeichnet sind, dn den Ver- 
kehr gebracht werden dürfen, soweit andere Vor- 
schriften des Ministerrats oder der Kommission be- 
treffend Saatgutmischungen nichts anderes vor- 
schreiben oder zulassen. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
für den Verkehr mit Kleinmengen an Letztverbrau- 
cher Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die Pak- 
kungen von Basissaatgut und zertifiziertem Saatgut 
von Betarüben amtlich so verschlossen werden, daß 
der Verschluß beim öffnen der Packung verletzt 
wird und nicht wiederverwendet werden kann. 

(2) Eine Wiederverschließung wird nur amtlich 
vorgenommen. In diesem Fall werden auf dem nach 
Artikel 11 Absatz 1 vorgeschriebenen Etikett die 
Wiederverschlreßung, dessen Datum und die Stelle, 
die tätig geworden ist, angegeben; bei Neuetikettie- 
rung werden die Angaben des ursprünglichen Eti- 
ketts wiederholt. 

Artikel 11 

(1) Die Mitgliedstaaten (schreiben vor, daß die Pak- 
kungen von Basissaatgut und zertifiziertem Saatgut 
von Betarüben 

a) an der Außenseite mit einem amtlichen Etikett 
gemäß Anlage III in einer der Amtssprachen der 
Gemeinschaft versehen werden; die Befestigung 
wird durch den amtlichen Verschluß gesichert; 
die Farbe ist weiß bei Basissaatgut, blau bei zer- 
tifiziertem Saatgut; im Verkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten gibt das Etikett das Datum der 
amtlichen Verschließung an; bei Basissaatgut, das 
die Anforderungen der Anlage I an die Keim- 
fähigkeit nicht erfüllt (Artikel 4 Buchstabe a), 
wird diese Tatsache auf dem Etikett angegeben; 

b) im Innern einen amtlichen Vermerk in der Farbe 
des Etiketts und mit den für dieses vorgeschrie- 
benen Angaben enthalten; der Vermerk ist ent- 
behrlich bei Kleinpackungen und bei Packungen, 
bei denen das Verpackungsverfahren die Einfü- 
gung nicht zuläßt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß das Etikett in allen Fällen das 
Datum der amtlichen Verschließung langibt. 

Artikel 12 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß die Packungen von Basissaatgut 
oder zertifiziertem Saatgut von Betarüben auch in 


4 



Deutscher Bundestag ^ 4. Wahlperiode Drudcsadie IV/ 2030 


anderen Fällen als denen des Artikels 4 von einem 
besonderen Etikett des Lieferanten begleitet werden, 

Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß eine 
etwaige chemische Beharudlunig von Basissaatgut , 
oder zertifiziertem Saatgut von Betarüben entweder 
auf idem amtlichen Etikett oder auf einem Etikett 
des Lieferanten angegeben wird. 

Artikel 14 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß Basis- 
saatgut und zertifiziertes Saatgut von Betarüben, 
das nach den Grundsätzen dieser Richtlinie amtlich 
zertifiziert, gekennzeichnet und verschlossen ist, hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der amtlich durchge- 
führten Prüfungsmaßnahmen, seiner Mindestkenn- 
zeichnung und seiner Verschließung nur den in die- 
ser Richtlinie vorgeschriebenen oder zugelassenen 
Verkehrsbeschränkungen unterliegen. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
bis zur etwaigen Aufstellung eines gemeinsamen 
Typen- oder Sortenkatalogs den Verkehr mit Saat- 
gut von Betarüben auf Saatgut von Typen oder Sor- 
ten zu beschränken, die in eine nationale Liste, 
welche den landeskulturellen Wert für ihr Gebiet 
zur Grundlage hat, eingetragen sind; die Voraus- 
setzungen für die Eintragung in diese Liste sind für 
die laus anderen Mitgliedstaaten stammenden Typen 
und Sorten die gleichen wie die für die nationalen 
Typen und Sorten. 

Artikel 15 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saatgut 
von Betarüben, welches unmittelbar aus in einem 
Mitgliedstaat zertifiziertem Basissaatgut stammt und 
in einem anderen Mitgliedstaat oderün einem drit- 
ten Land geerntet worden ist, dem zertifizierten 
Saatgut gleichsteht, das im Erzeugerstaat des Basis- 
saatguts geerntet worden ist, wenn es auf seiner 
Vermehrungsflädie einer den Voraussetzungen der 
Anlage I Buchstabe A entsprechenden Feldbesichti- 
gung unterworfen worden ist und wenn seine Auf- 
bereitung im Erzeugerstaat des Basissaatguts stattge- 
funden hat, wo das Vorliegen der Voraussetzungen 
der Anlage I Buchstabe B für zertifiziertes Saatgut in 
amtlicher Prüfung festgestellt worden ist. 

(2) Enthält in Anwendung von Absatz 1 eine 
Packung von zertifiziertem Saatgut von Betarüben 
Saatgut, das in dritten Ländern geerntet worden ist, 
so werden diese auf dem amtlichen Etikett ange- 
geben. 

Artikel 16 

Die Kommission stellt auf Antrag eines oder meh- 
rerer Mitgliedsaaten nach Anhörung der übrigen 
Mitgliedstaaten durch Entscheidung fest, 

a) ob das in einem dritten Land angewandte Ver- 
fahren der Feldbesichtigung den Voraussetzun- 
gen der Anlage I Buchstabe A entspricht (Arti- 
kel 15 Absatz 1); 

b) daß dem Basissaatgut oder dem zertifizierten 
Saatgut von Betarüben, das nach den Grund- 


sätzen dieser Richtlinie amtlich zertifiziert, ge- 
kennzeichnet und verschlossen ist, in einem drit- 
ten Land geerntetes Saatgut von Betarüben 
gleichsteht, das hinsichtlich seiner Eigenschaften 
sowie der zu seiner Prüfung, seiner Identität- 
sicherung und seiner Kontrolle durchgeführten 
Maßnahmen die gleiche Gewähr für den Ver- 
braucher bietet. 

Artikel 17 

(1) Zur Behebung von vorübergehenden, minde- 
stens in einem Mitgliedstaat auftretenden und inner- 
halb der Gemeinschaft nicht zu beseitigenden 
Schwierigkeiten in der allgemeinen Versorgung mit 
Basissaatgut oder zertifiziertem Saatgut von Beta- 
rüben ermächtigt die Kommission auf Antrag min- 
destens eines der betreffenden Mitgliedstaaten nach 
Anhörung der übrigen Mitgliedstaaten durch Richt- 
linie einen oder mehrere Mitgliedstaaten, für einen 
von ihr bestimmten Zeitraum Saatgut einer Kate- 
gorie mit minderen Anforderungen zum Verkehr 
zuzulassen. 

(2) Handelt es sich um eine Kategorie von Typen- 
oder Sortensaatgut, so ist die Farbe des amtlichen 
Etiketts die, welche für die entsprechende Kategorie 
vorgesehen ist; andernfalls ist die Farbe dunkelgelb. 

In jedem Fall gibt das Etikett an, daß es sich um 
Saatgut einer Kategorie mit minderen Anforderun- 
gen handelt. 

Artikel 18 

Diese Richtlinie gilt nicht für Saatgut von Beta- 
rüben, das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder 
bestimmt ist. 

Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen 
vor, daß Saatgut von Betarüben im Verkehr zumin- 
dest durch Stichproben auf das Vorliegen der in 
dieser Richtlinie vorgesehenen Voraussetzungen 
amtlich überwacht wird. 

Artikel 20 

(1) Innerhalb der Gemeinschaft werden gemein- 
schaftliche Vergleichsfelder angelegt, auf denen in 
jedem Jahr eine Nachkontrolle von Stichproben 
zertifizierten Saatguts von Betarüben durchgeführt 
wird; diese Felder unterliegen der Prüfung eines aus 
Angehörigen der Mitgliedstaaten bestehenden Sach- 
verständigenausschusses. 

(2) In einem ersten Zeitabschnitt dienen die Ver- 
gleichsprüfungen der Angleichung der technischen 
Methoden der Zertifizierung. Sobald dieses Ziel er- 
reicht ist, wird jährlich ein Tätigkeitsbericht über 
die Vergleichsprüfungen erstellt, der der Kommis- 
sion und den Mitgliedstaaten vertraulich mitgeteilt 
wird. Die Kommission bestimmt nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten durch Entscheidung den Zeitpunkt, 
von dem ab der Bericht erstellt wird. 

(3) Die Kommission erläßt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten die zur Durchführung der Vergleichs- 
prüfungen notwendigen Maßnahmen. Eine Einbe- 
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Ziehung von in dritten Ländern geerntetem Saatgut 
von Betarüben in die Vergleichsprüfungen kann vor- 
gesehen werden. 

Artikel 21 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie stehen Vor- 
schriften nicht entgegen, die zum Schutz der Gesund- 
heit und des Lebens von Menschen, Tieren oder 
Pflanzen gerechtfertigt sind. 

Artikel 22 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen des Artikels 14 Absatz 1 späte- 


stens bis zum 1. Mai 1966, den übrigen Bestimmun- 
gen dieser Richtlinie und ihrer Anlagen spätestens 
bis zum 1. Mai 1968 nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem durch diese 
Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beabsichti- 
gen, so rechtzeitig, daß die Kommission hierzu Stel- 
lung nehmen kann. 

Artikel 23 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anlage I 


Voraussetzungen für die Zertifizierung 


A. Bestand 

1. Der Bestand ist ausreichend typen- oder sorten- 
echt und -rein. 

2. Der Saatguterzeuger unterwirft alle Saatgutver- 
mehrungen eines Typs oder einer Sorte der Prü- 
fung der Zertifizierungsstelle. 


sofern nicht eine ausreichende Abschirmung ge- 
gen eine Fremdbestäubung vorhanden ist. 

B. Saatgut 

1. Das Saatgut ist ausreichend typen- oder sorten- 
echt und -rein. 


3. Es finden mindestens eine amtliche Feldbesichti- 
gung, bei Basis'saatgut zwei amtliche Feldbesich- 
tigungen, davon eine an den Stecklingen und 
eine an den Samenträgern, statt. 

4. Der Kulturzustand der Vermehrungsfläche und 
der Entwicklungsstand des Bestandes gestatten 
eine ausreichende Kontrolle der Typen- oder 
Sortenechtheit und -reinheit. 


5. 


Die Mindestentfernungen zu benachbarten Be- 
ständen betragen bei 


Basis- 

saatgut 


zertifi- 

ziertem 

Saatgut 


a) Zuckerrüben 


neben Zuckerrüben anderer 

Typen und Sorten 500 m 300 m 

neben anderen Subspecies 

der Art Beta vulgaris .... 1000 m 600 m 


b) Futterrüben 

neben Futterrüben anderer 

Typen und Sorten ........ 500 m 300 m 

neben anderen Subspecies 

der Art Beta vulgaris 1000 m 600 m, 


2. Das Vorhandensein von Krankheiten, die den 
Saatwert beeinträchtigen, ist auf ein Mindestmaß 
beschränkt. 

3. Das Saatgut erfüllt folgende weitere Voraus- 
setzungen: 

Mlndest- 



Technische 
Mindest- 
reinheit 
(®/o des 
Gewichts) 

keimfähiq- 
keit 
(^^0 der 
reinen 
Knäuel oder 
Samen) 

Höchst- 
feuchtig- 
keitsgehalt 
(“/o des 
Gewichts) 

Zuckerrüben 

diploid . . . , 

97 

73 

15 

polyploid . 

97 

68 

15 

Futterrüben 

diploid . . . 

97 

73 

15 

polyploid . 

97 

68 

15 


Der gewichtsmäßige Anteil an Samen anderer 
Pflanzen überschreitet 0,3 Vo nicht; davon sind 
an Samen von Unkrautpflanzen 0,1 Vo zugelas- 
sen. Dazu werden mindestens 200 g der Probe 
geprüft. 


Anlage II 


Höchstgewicht einer Partie 20 t 

Mindestgewicht einer Probe 300 g 
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Anlage III 


Etikett 

A. Vorgeschriebene Angaben 

1. Die Worte „Nach den Bestimmungen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zertifiziertes 
Saatgut von Betariiben" 

2. Zertifizierungsstelle und Mitgliedstaat 

3. Bezugsnummer der Partie 

4. Art 

5. Typ oder Sorte 

6. Kategorie 

7. Angegebenes Netto- oder Bruttogewidit 

8. Bei polyploidem Saatgut: Zusatz „Polyploid" 


B. Größe 


110 mm 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über den Verkehr mit Futterpflanzensaatgut 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Futterpflanzen nimmt in der 
Landwirtschaft der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft einen äußerst wichtigen Platz ein. 

Der Erfolg des Anbaus von Futterpflanzen für 
die Landwirtschaft hängt weitgehend von dem Ein- 
satz geeigneten Saatguts ab. Daher haben einige 
Mitgliedstaaten seit längerer Zeit den gewerbs- 
mäßigen Verkehr mit Futterpflanzensaatgut auf 
besonders qualifiziertes Saatgut beschränkt. Sie 
haben sich der Ergebnisse der Pflanzenzüchtung 
bedient, die in jahrzehntelanger Zuchtarbeit erzielt 
worden sind und die zu relativ beständigen und 
homogenen Futterpflanzensorten geführt haben, 
welche hinsichtlich ihrer Ertragshöhe, ihrer Ertrags- 
sicherheit und ihre Verwendbarkeit für den Nut- 
zungszweck wesentliche Vorteile erwarten lassen. 

Eine noch weitgehendere Steigerung der Produk- 
tivität bei der Erzeugung von Futterpflanzen in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird dadurch 
erreicht werden, daß die Mitgliedstaaten einheit- 
liche und möglichst strenge Regeln für die Auswahl 
der zum gewerbsmäßigen Verkehr zugelassenen 
Sorten anwenden. 

Eine Beschränkung auf bestimmte Sorten ist je- 
doch nur gerechtfertigt, soweit gleichzeitig sicher- 
gestellt wird, daß der verbrauchende Landwirt auch 
wirklich Saatgut dieser Sorten erhält. 

Zu diesem Zweck wenden einige Mitgliedstaaten 
Zertifizierungssysteme an, welche eine Sicherung 
der Sortenechtheit und -reinheit durch amtliche 
Überwachung zum Gegenstand haben. 

Ein solches System besteht schon auf internatio- 
naler Ebene. Die Organisation de Cooperation et 
de Developpement Economiques hat ein System für 
die sortenmäßige Zertifizierung von Futterpflanzen- 
saatgut, das für den internationalen Handel be- 
stimmt ist, geschaffen. 

Auf den Erfahrungen mit diesem System sowie 
mit den entsprechenden nationalen Systemen muß 


ein einheitliches Zertifizierungssystem für die Eu- 
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft aufgebaut wer- 
den. 

Dessen Regeln müssen grundsätzlich im gewerbs- 
mäßigen Verkehr sowohl zwischen den Mitglied- 
staaten als auch auf den nationalen Märkten gelten, 
um eine Divergenz nationaler und gemeinschaft- 
licher Systeme zu vermeiden. 

Grundsätzlich darf Futterpflanzensaatgut ge- 
werbsmäßig nur in den Verkehr gebracht werden, 
wenn es nach den Vorschriften des Zertifizierungs- 
systems als Basissaatgut oder zertifiziertes Saatgut 
amtlich geprüft und zertifiziert oder bei bestimm- 
ten Gattungen und Arten als Handelssaatgut amt- 
lich geprüft ist. Mit den technischen Begriffen des 
„Basissaatguts'' und des „zertifizierten Saatguts" 
knüpft das System an eine international bereits 
bestehende Terminologie an. 

Die Zulassung von Handessaatgut trägt der Tat- 
sache Rechnung, daß es bisher nicht bei allen für 
die Landwirtschaft wichtigen Gattungen und Arten 
von Futterpflanzen Sorten oder genügend Saatgut 
von vorhandenen Sorten gibt, um den Bedarf inner- 
halb der Gemeinschaft zu decken. Deshalb ist es er- 
forderlich, für einige Gattungen und Arten vorerst 
noch Saatgut von Futterpflanzen zuzulassen, wel- 
ches nicht einer Sorte angehört, indessen die übri- 
gen Anforderungen des Systems erfüllt. 

Wegen seiner geringen wirtschaftlichen Bedeu- 
tung ist Futterpflanzensaatgut, das nicht gewerbs- 
mäßig in den Verkehr gebracht wird, aus der Ge- 
meinschaftsregelung ausgeschlossen; das Recht der 
Mitgliedstaaten bleibt unberührt, es besonderen 
Vorschriften zu unterwerfen. 

Weiterhin gilt die Gemeinschaftsregelung nicht 
für das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder 
bestimmte Saatgut. 

Um neben dem genetischen Wert den Standard 
der äußeren Beschaffenheit des Futterpflanzensaat- 
guts in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu 
heben, müssen Mindestanforderungen an die tech- 
nische Reinheit und die Keimfähigkeit vorgesehen 
werden, 

Zur Sicherung der Identität müssen gemeinschaft- 
liche Regeln für die Verpackung, die Probenahme, 
die Verschließung und die Kennzeichnung festge- 
legt werden. Dabei müssen die Etiketten die für 
die amtliche Überwachung sowie die für die Land- 
wirtschaft notwendigen Angaben tragen und bei 
zertifiziertem Saatgut der verschiedenen Katego- 
rien auf den Gemeinschaftscharakter der Zertifi- 
zierung hinweisen. 
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Gewisse Verbraucherkreise in einigen Mitglied- 
staaten brauchen Futterpflanzensaatgut, welches 
eine Misdiung mehrerer Pflanzenarten enthält; dem 
muß dadurch Rechnung getragen werden, daß die 
Mitgliedstaaten ermächtigt werden, solche Mischun- 
gen unter bestimmten Voraussetzungen zuzulassen. 

Um zu gewährleisten, daß sowohl die Anforde- 
rungen an die Qualität als auch die an die Identi- 
tätssicherung ständig im Verkehr erfüllt sind, müs- 
sen die Mitgliedstaaten geeignete Kontrollmaßnah- 
men vorsehen. 

Saatgut, das allen Anforderungen entspricht, darf 
vorbehaltlich von Artikel 36 des Vertrages nur den 
in der Gemeinschaftsregelung vorge sehr i ebenen 
oder zugelassenen Verkehrsbeschränkungen unter- 
worfen werden. 

Zu diesen Beschränkungen gehört während einer 
ersten Etappe — und zwar bis zur Schaffung eines 
gemeinsamen Sortenkatalogs — insbesondere das 
Recht der Mitgliedstaaten, den Verkehr mit zertifi- 
ziertem Saatgut der verschiedenen Kategorien auf 
Sorten zu beschränken, die für ihr Gebiet landes- 
kulturellen Wert besitzen. 

Es ist notwendig, die Gleichwertigkeit von Aus- 
landsvermehrungen auf der Grundlage von Basis- 
saatgut, das in einem Mitgliedstaat zertifiziert wor- 
den ist, mit den Vermehrungen in diesem Mitglied- 
staat unter bestimmten Voraussetzungen anzu- 
erkennen. 

Andererseits kann anderes in dritten Ländern ge- 
erntetes Futterpflanzensaatgut innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft gewerbsmäßig 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn es für 
den Verbraucher die gleiche Gewähr bietet wie 
innerhalb der Gemeinschaft geerntetes, amtlich ge- 
prüftes, zertifiziertes, gekennzeichnetes und ver- 
schlossenes oder als Handelssaatgut amtlich ge- 
prüftes, gekennzeichnetes und verschlossenes Saat- 
gut. Die Entscheidung darüber, ob diese Voraus- 
setzungen bei den einzelnen dritten Ländern er- 
füllt sind, muß zur Vermeidung unterschiedlicher 
Entscheidungen in den Mitgliedstaaten der Kom- 
mission übertragen werden, welche die notwendi- 
gen Maßnahmen unter Berücksichtigung der in den 
betreffenden dritten Ländern angewandten Verfah- 
ren ergreifen wird. 

Für Zeitabschnitte, in denen die Versorgung mit 
zertifiziertem Saatgut der verschiedenen Katego- 
rien oder mit Handelssaatgut Schwierigkeiten be- 
reitet, muß die Kommission ermächtigt werden, 
vorübergehend Kategorien mit weniger strengen 
Anforderungen zuzulassen. 

Um die technischen Methoden bei der Zertifizie- 
rung in den einzelnen Mitgliedstaaten anzugleichen 
und um künftig Vergleichsmöglichkeiten hinsicht- 
lich des in der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zertifizierten und des aus dritten Ländern 
stammenden Saatguts zu haben, ist es geboten, in 
den Mitgliedstaaten gemeinschaftliche Vergleichs- 
felder zur jährlichen Nachkontrolle des zertifizier- 
ten Saatguts der verschiedenen Kategorien anzu- 
legen — 


HAT FOLGENDE RICHTLLNIE ERLASSEN; 
Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf Saatgut von Fut- 
terpflanzen, das innerhalb der Gemeinschaft ge- 
werbsmäßig in den Verkehr gebracht wird. 

Artikel 2 

Es sind: 

a) Futterpflanzen: Pflanzen der folgenden Gattun- 
gen und Arten, soweit sie nicht Gemüse sind: 


Gramineae 

Gräser 

Agrostis spec. 

Straußgras 

Alopecurus 

W iesenf udisschwanz 

pratensis L, 

Arrhenatherum 

Glatthafer 

elatius (L.) 

J. C. Presl 

Dactylis glomerata L. 

Knaulgras 

Festuca arundinacea 

Rohrschwingel 

Schreb. 

Festuca ovina L. 

Schafschwingel 

Festuca pratensis 

Wiesenschwingel 

Huds. 

Festuca rubra L. 

Rotschwingel 

Lolium spec. 

Weidelgras 

Phleum pratense L. 

Wiesenlieschgras 

Poa spec. 

Rispe 

Trisetum 

Goldhafer 

flavescens (L.) 

Pal. Beauv. 

Leguminosae 

Hülsenfrüchte 

Lotus corniculatus L. 

Hornscho tenklee 

Lupinus spec. 

Lupine 

Medicago lupulina L. 

Gelbklee 

Medicago sativa L. 

Luzerne 

Medicago varia 

Blaue Luzerne 

Martyn 

Onobrychis sativa L. 

Esparsette 

Pisum arvense L. 

Futtererbse 

Trifolium hybridum L. 

Schwedenklee 

Trifolium 

Inkarnatklee 

incarnatum L. 

Trifolium pratense L. 

Rotklee 

Trifolium repens L. 

Weißklee 

Vicia spec. 

Wicke, Ackerbohne 


b) Basissaatgut 

i) Saatgut von Zuchtsorten 

Samen, 

aa) der unter Verantwortung des Züchters 
nach den Regeln systematischer Erhal- 
tungszucht im Hinblick auf die Sorte ge- 
wonnen worden ist, 

bb) der zur Erzeugung von zertifiziertem 
Saatgut bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Vor- 
aussetzungen der Anlagen I und II für 
Basissaatgut erfüllt und 
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dd) bei dem das Vorliegen dieser Vorausset- 
zungen in amtlicher Prüfung festgestellt 
worden ist. 

ii) Saatgut von Landsorten 
Samen, 

aa) der unter amtlicher Verantwortung aus 
amtlich als Landsorte anerkanntem Ma- 
terial in einem oder mehreren Betrieben 
innerhalb eines genau abgegrenzten Ur- 
Sprungsgebietes gewonnen worden ist, 

bb) der zur Erzeugung von zertifiziertem 
Saatgut bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Vor- 
aussetzungen der Anlagen I und II für 
Basissaatgut erfüllt und 

dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraus- 
setzungen in amtlicher Prüfung festge- 
stellt worden ist. 

c) Zertifiziertes Saatgut 
Samen, 

aa) der unmittelbar von Basissaatgut oder zerti- 
fiziertem Saatgut einer Sorte stammt, 

bb) der zur Erzeugung von zertifiziertem Saat- 
gut oder von Pflanzen bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Voraus- 
setzungen der Anlagen I und II für zertifi- 
ziertes Saatgut erfüllt und 

dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt wor- 
den ist. 

d) Handelssaatgut 
Samen, 

aa) der artenecht ist, 

bb) der vorbehaltlich von Artikel 4 Buchstabe b 
die Voraussetzungen der Anlage II für Han- 
delssaatgut erfüllt und 

cc) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt wor- 
den ist. 

e) Amtliche Maßnahmen 
Maßnahmen, die 

aa) durch Behörden eines Mitgliedstaates oder 

bb) unter dessen Verantwortung durch juristi- 
sche Personen des öffentlichen oder priva- 
ten Rechts oder 

cc) bei Hilfstätigkeiten auch unter dessen Über- 
wachung durch vereidigte natürliche Per- 
sonen 

unter der Voraussetzung durchgeführt werden, 
daß diese Personen an ihrem Ergebnis nicht in- 
teressiert sind. 


Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saat- 
gut von 

Dactylis glomerata L. 

Festuca arundinacea Schreb. 

Festuca pratensis Huds. 

Festuca rubra L. 

Lolium spec. 

Phleum pratense L. 

Medicago sativa L. 

Medicago varia Martyn 
Pisum arvense L. 

Trifolium repens L. 

nur in den Verkehr gebracht werden darf, wenn es 
sich um Basissaatgut oder zertifiziertes Saatgut han- 
delt, das als solches amtlich zertifiziert worden ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saat- 
gut anderer als der in Absatz 1 genannten Gattun- 
gen und Arten von Futterpflanzen nur in den Ver- 
kehr gebracht werden darf, wenn es sich um Basis- 
saatgut oder zertifiziertes Saatgut, das als solches 
amtlich zertifiziert worden ist, oder um Handels- 
saatgut handelt. 

(3) Die Kommission kann nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten durch Richtlinie festlegen, daß Saatgut 
anderer als der in Absatz 1 genannten Gattungen 
und Arten von Futterpflanzen von bestimmten Zeit- 
punkten an nur in den Verkehr gebracht werden 
darf, wenn es sich um Basissaatgut oder zertifizier- 
tes Saatgut handelt, das als solches amtlich zertifi- 
ziert worden ist. 

(4) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
Ausnahmen von Absatz 1 und 2 vorzusehen für 

a) Zuchtsaatgut dem Basissaatgut vorhergehender 
Generationen, 

b) Versuchs- oder wissenschaftliche Zwecke, 

c) Züchtungsvorhaben. 

Artikel 4 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
zuzulassen, daß Saatgut von Futterpflanzen, 

a) das die Anforderungen der Anlage II an die 
Keimfähigkeit nicht erfüllt, 

i) als Basissaatgut, 

ii) wenn es sich um Trifolium pratense handelt, 
auch als zertifiziertes Saatgut, das zur Erzeu- 
gung von weiterem zertifiziertem Saatgut be- 
stimmt ist, 

amtlich zertifiziert und in den Verkehr gebracht 
werden darf; dazu wird sichergestellt, daß der 
Lieferant eine bestimmte Keimfähigkeit gewähr- 
leistet, die er im Verkehr auf einem besonderen 
Etikett angibt, das seinen Namen, seine An- 
schrift und die Bezugsnummer der Partie enthält; 
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b) bei dem die amtliche Prüfung im Hinblick auf 
die Anforderungen der Anlage II an die Keim- 
fähigkeit nicht abgeschlossen ist, im Interesse 
einer schnellen Versorgung mit Saatgut für den 
Verkehr bis zum ersten Empfänger als Basis- 
saatgut oder als zertifiziertes Saatgut amtlich 
zertifiziert oder als Handels Saatgut amtlich an- 
erkannt und insoweit in den Verkehr gebracht 
werden darf; die Zertifizierung oder die An- 
erkennung erfolgt nur gegen Vorlage einer vor- 
läufigen Analyse des Saatguts und gegen An- 
gabe von Namen und Anschrift des ersten Emp- 
fängers; dazu wird sichergestellt, daß der Liefe- 
rant die sich aus der vorläufigen Analyse er- 
gebende Keimfähigkeit gewährleistet, die er im 
Verkehr auf einem besonderen Etikett angibt, 
das seinen Namen, seine Anschrift und die Be- 
zugsnummer der Partie enthält. 

Artikel 5 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
über die Voraussetzungen der Anlagen I und II 
hinaus zusätzliche oder strengere Voraussetzungen 
für die Zertifizierung festzulegen. 

Artikel 6 

(1) Jeder Mitgliedstaat legt eine Liste der amtlich 
zur Zertifizierung in seinem Gebiet zugelassenen 
Sorten von Futterpflanzen an; die Liste gibt die 
hauptsächlichen morphologischen oder physiologi- 
schen Eigenschaften, durch die die Sorten vonein- 
ander zu unterscheiden sind, sowie die amtlich fest- 
gelegte Höchstzahl der für die Zertifizierung zu- 
gelassenen Vermehrungen nach Basissaatgut einer 
jeden Sorte an. 

(2) Eine Sorte wird zur Zertifizierung erst zugelas- 
sen, wenn nach amtlichen oder amtlich beaufsich- 
tigten Anbauprüfungen festgestellt worden ist, daß 
die Sorte hinreichend homogen und beständig ist. 

(3) Die zugelassenen Sorten werden laufend amt- 
lich überwacht. Ist eine der Voraussetzungen für 
die Zulassung zur Zertifizierung nicht mehr erfüllt, 
so wird die Zulassung zurückgenommen und die 
Sorte in der Liste gestrichen. 

(4) Die Liste sowie ihre jeweiligen Änderungen 
werden der Kommission unverzüglich mitgeteilt, die 
die übrigen Mitgliedstaaten hiervon in Kenntnis 
setzt. 

Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die 
Proben im Verfahren der Überwachung von Sorten, 
bei der Prüfung des Saatguts zur Zertifizierung und 
bei der Prüfung von Handelssaatgut amtlich nach 
geeigneten Methoden gezogen werden. 

(2) Die Proben bei der Prüfung des Saatguts zur 
Zertifizierung und bei der Prüfung von Handels- 
saatgut werden aus homogenen Partien gezogen. 
Das Höchstgewicht einer Partie und das Mindest- 
gewicht einer Probe sind in Anlage III angegeben. 


Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Basis- 
saatgut, zertifiziertes Saatgut und Handelssaatgut 
von Futterpflanzen nur in homogenen Partien und 
in geschlossenen Packungen, die nach den Vor- 
schriften von Artikel 9 und 10 verschlossen und 
gekennzeichnet sind, in den Verkehr gebracht wer- 
den dürfen. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
für den Verkehr mit Kleinmengen an Letztverbrau- 
cher Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die 
Packungen von Basissaatgut, zertifiziertem Saatgut 
und Handelssaatgut von Futterpflanzen amtlich so 
verschlossen werden, daß der Verschluß beim Öff- 
nen der Packung verletzt wird und nicht mehr wie- 
derverwendet werden kann. 

(2) Eine Wiederverschließung wird nur amtlich 
vorgenommen. In diesem Fall werden auf dem nach 
Artikel 10 Absatz 1 vorgeschriebenen Etikett die 
Wiederverschließung, deren Datum und die Stelle, 
die tätig geworden ist, angegeben; bei Verwendung 
eines neuen Etiketts werden die Angaben des ur- 
sprünglichen Etiketts wiederholt. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die 
Packungen von Basissaatgut, zertifiziertem Saatgut 
und Handelssaatgut von Futterpflanzen 

a) an der Außenseite mit einem amtlichen Etikett 
gemäß Anlage IV in einer der Amtssprachen 
der Gemeinschaft versehen werden; die Befesti- 
gung wird durch den amtlichen Verschluß ge- 
sichert; die Farbe ist weiß bei Basissaatgut, blau 
bei zertifiziertem Saatgut der ersten Vermeh- 
rung nach Basissaatgut, rot bei zertifiziertem 
Saatgut der folgenden Vermehrungen nach 
Basissaatgut und dunkelgelb bei Handelssaat- 
gut; im Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
gibt das Etikett das Datum der amtlichen Ver- 
schließung an; bei Basissaatgut und zertifizier- 
tem Saatgut, das die Anforderungen der An- 
lage II an die Keimfähigkeit nicht erfüllt (Ar- 
tikel 4 Buchstabe a), wird diese Tatsache auf 
dem Etikett angegeben; 

b) im Innern einen amtlichen Vermerk in der Farbe 
des Etiketts und mit den für dieses vorgeschrie- 
benen Angaben enthalten; der Vermerk ist ent- 
behrlich bei Kleinpackungen und bei Packungen, 
bei denen das Verpackungs verfahren die Ein- 
fügung nicht zuläßt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unbe- 
rührt, vorzuschreiben, daß das Etikett in allen Fäl- 
len das Datum der amtlichen Verschließung angibt. 

Artikel 11 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß die Packungen von Basissaat- 
gut, zertifiziertem Saatgut oder Handelssaatgut von 
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Futterpflanzen auch in anderen Fällen als denen 
des Artikels 4 von einem besonderen Etikett des 
Lieferanten begleitet werden. 


A r t i k e 1 12 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß eine 
etwaige chemische Behandlung von Basissaatgut, 
zertifiziertem Saatgut oder Handelssaatgut von 
Futterpflanzen entweder auf dem amtlichen Etikett 
oder auf einem Etikett des Lieferanten angegeben 
wird. 

Artikel 13 

(1) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unbe- 
rührt, zuzulassen, daß Saatgut von Futterpflanzen 
in Mischungen von Saatgut verschiedener Gattun- 
gen und Arten von Futterpflanzen oder mit Saat- 
gut von Pflanzen, die nicht Futterpflanzen im Sinne 
dieser Richtlinie sind, in den Verkehr gebracht wer- 
den darf, wenn die verschiedenen Bestandteile der 
Mischung vor der Mischung die Voraussetzungen 
für das Inverkehrbringen erfüllt haben, die auf 
Grund von Vorschriften des Ministerrats oder der 
Kommission etwa für sie gelten. 

(2) Artikel 8, 9 und 11 finden entsprechende An- 
wendung, desgleichen Artikel 10 mit der Maßgabe, 
daß das Etikett grün ist und daß die in Anlage IV 
angegebene Größe seine Mindestgröße ist. 


Artikel 14 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß Basis- 
saatgut und zertifiziertes Saatgut von Futterpflan- 
zen, das nach den Grundsätzen dieser Richtlinie 
amtlich zertifiziert, gekennzeichnet und verschlos- 
sen ist, sowie Handelssaatgut von Futterpflanzen, 
das nach den Grundsätzen dieser Richtlinie amtlich 
gekennzeichnet und verschlossen ist, hinsichtlich 
seiner Eigenschaften, der amtlich durchgeführten 
Prüfungsmaßnahmen, seiner Mindestkennzeichnung 
und seiner Verschließung nur den in dieser Richt- 
linie vorgeschriebenen oder zugelassenen Verkehrs- 
beschränkungen unterliegt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unbe- 
rührt, 

a) soweit keine Richtlinie der Kommission nach 
Artikel 3 Absatz 3 in Kraft getreten ist, vorzu- 
schreiben, daß Saatgut anderer als der in Ar- 
tikel 3 Absatz 1 genannten Gattungen und 
Arten von Futterpflanzen von bestimmten Zeit- 
punkten an nur in den Verkehr gebracht wer- 
den darf, wenn es sich um Basissaatgut oder zer- 
tifiziertes Saatgut handelt, das als solches amt- 
lich zertifiziert worden ist; 

b) Vorschriften über einen im Verkehr zugelasse- 
nen Höchstfeuchtigkeitsgehalt zu erlassen; 

c) den Verkehr mit zertifiziertem Saatgut von Fut- 
terpflanzen auf solches der ersten Vermehrung 
nach Basissaatgut zu beschränken; 


d) bis zur etwaigen Aufstellung eines gemein- 
samen Sortenkatalogs den Verkehr mit Saatgut 
von Futterpflanzen, soweit er auf Basissaatgut 
und zertifiziertes Saatgut beschränkt ist, auf 
Saatgut von Sorten zu beschränken, die in eine 
nationale Liste, welche den landeskulturellen 
Wert für ihr Gebiet zur Grundlage hat, einge- 
tragen sind; die Voraussetzungen für die Ein- 
tragungen in diese Liste sind für die aus an- 
deren Mitgliedstaaten stammenden Sorten die 
gleichen wie die für die nationalen Sorten. 


Artikel 15 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saatgut 
von Futterpflanzen, welches unmittelbar aus in 
einem Mitgliedstaat zertifizierten Basissaatgut 
stammt und in einem anderen Mitgliedstaat oder 
in einem dritten Land geerntet worden ist, dem 
zertifizierten Saatgut der ersten Vermehrung nach 
Basissaatgut gleichsteht, das im Erzeugerstaat des 
Basissaatguts geerntet worden ist, wenn es auf sei- 
ner Vermehrungsfläche einer den Voraussetzungen 
der Anlage I entsprechenden Feldbesichtigung un- 
terworfen worden ist und wenn seine Aufbereitung 
im Erzeugerstaat des Basissaatguts stattgefunden 
hat, wo das Vorliegen der Voraussetzungen der 
Anlage II für zertifiziertes Saatgut in amtlicher Prü- 
fung festgestellt worden ist. 

(2) Enthält in Anwendung von Absatz 1 eine 
Packung von zertifiziertem Saatgut von Futter- 
pflanzen Saatgut, das in anderen Staaten geerntet 
worden ist, so werden diese auf dem amtlichen Eti- 
kett angegeben. 

Artikel 16 

Die Kommission stellt auf Antrag eines oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten nach Anhörung der übrigen 
Mitgliedstaaten durch Entscheidung fest, 

a) ob das in einem dritten Land angewandte Ver- 
fahren der Feldbesichtigung den Voraussetzun- 
gen der Anlage I entspricht (Artikel 15 Absatz 1); 

b) daß dem Basissaatgut oder dem zertifizierten 
Saatgut von Futterpflanzen, das nach den Grund- 
sätzen dieser Richtlinie amtlich zertifiziert, ge- 
kennzeichnet und verschlossen ist, oder dem 
Handelssaatgut von Futterpflanzen, das nach 
den Grundsätzen dieser Richtlinie amtlich ge- 
kennzeichnet und verschlossen ist, in einem drit- 
ten Land geerntetes Saatgut von Futterpflanzen 
gleichsteht, das hinsichtlich seiner Eigenschaften 
sowie der zu seiner Prüfung, seiner Identitäts- 
sicherung und seiner Kontrolle durchgeführten 
Maßnahmen die gleiche Gewähr für den Ver- 
braucher bietet. 


' Artikel 17 

(1) Zur Behebung von vorübergehenden, minde- 
stens in einem Mitgliedstaat auftretenden und in- 
nerhalb der Gemeinschaft nicht zu beseitigenden 
Schwierigkeiten in der allgemeinen Versorgung mit 
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Basissaatgut, zertifiziertem Saatgut oder zum Ver- 
kehr zugelassenem Handelssaatgut von Futterpflan- 
zen ermächtigt die Kommission auf Antrag minde- 
stens eines der betreffenden Mitgliedstaaten nach 
Anhörung der übrigen Mitgliedstaaten durch Richt- 
linie einen oder mehrere Mitgliedstaaten, für einen 
von ihr bestimmten Zeitraum Saatgut einer Kate- 
gorie mit minderen Anforderungen zum Verkehr 
zuzulassen. 

(2) Handelt es sich um eine Kategorie von Sorten- 
saatgut, so ist das amtliche Etikett das, welches für 
die entsprechende Kategorie Sortensaatguts vorge- 
sehen ist, andernfalls das, welches für Handelssaat- 
gut vorgesehen ist. In jedem Falle gibt das Etikett 
an, daß es sich um Saatgut einer Kategorie mit min- 
deren Anforderungen handelt. 

Artikel 18 

Diese Richtlinie gilt nicht für Saatgut von Futter- 
pflanzen, das nachweislich zur Ausfuhr in dritte 
Länder bestimmt ist. 

Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen 
vor, daß Saatgut von Futterpflanzen im Verkehr 
zumindest durch Stichproben auf das Vorliegen 
der in dieser Richtlinie vorgesehenen Vorausset- 
zungen amtlich überwacht wird. 

Artikel 20 

(1) Innerhalb der Gemeinschaft werden gemein- 
schaftliche Vergleichsfelder angelegt, auf denen in 
jedem Jahr eine Nachkontrolle von Stichproben 
von Basissaatgut und von zertifiziertem Saatgut von 
Futterpflanzen durchgeführt wird; diese Felder un- 
terliegen der Prüfung eines aus Angehörigen der 
Mitgliedstaaten bestehenden Sachverständigenaus- 
schusses. 

(2) In einem ersten Zeitabschnitt dienen die Ver- 
gleichsprüfungen der Angleichung der technischen 


Methoden der Zertifizierung. Sobald dieses Ziel 
erreicht ist, wird jährlich ein Tätigkeitsbericht über 
die Vergleichsprüfungen erstellt, der der Kommis- 
sion unci den Mitgliedstaaten vertraulich mitgeteilt 
wird. Die Kommission bestimmt nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten durch Entscheidung den Zeit- 
punkt, von dem ab der Bericht erstellt wird. 

(3) Die Kommission erläßt nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten die zur Durchführung der Ver- 
gleichsprüfungen notwendigen Maßnahmen. Eine 
Einbeziehung von in dritten Ländern geerntetem 
Saatgut von Futterpflanzen in die Vergleichsprü- 
fungen kann vorgesehen werden. 


Artikel 21 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie stehen Vor- 
schriften nicht entgegen, die zum Schutz der Ge- 
sundheit und des Lebens von Menschen, Tieren 
oder Pflanzen gerechtfertigt sind. 


Artikel 22 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen des Artikels 14 Absatz 1 spä- 
testens bis zum 1, Mai 1966, den übrigen Bestim- 
mungen dieser Richtlinie und ihrer Anlagen späte- 
stens bis zum 1. Mai 1968 nachzukommen. Sie set- 
zen die Kommission hiervon unverzüglich in Kennt- 
nis. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem durch 
diese Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig, daß die Kommission hier- 
zu Stellung nehmen kann. 


Artikel 23 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


14 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


'Drucksache IV/2030 


Anlage I 


Voraussetzungen für die Zertifizierung hinsichtlich 
des Bestandes 


1. Der Bestand ist ausreichend sortenecht und 
sortenrein. 

2. Es findet mindestens eine amtliche Feldbesich- 
tigung vor jeder Samenernte statt. 

3. Der Kulturzustand der Vermehrungsfläche und 
der Entwicklungsstand des Bestandes gestatten 
eine ausreichende Kontrolle der Sortenechtheit 
und der Sortenreinheit. 

4. Die Vermehrungsfläche hat keine Vorfrucht, die 
mit der Erzeugung von Saatgut der Art und der 
Sorte des Bestandes nicht zu vereinbaren ist. 


5. Bei fremdbefruchtenden Arten betragen die Min- 
destentfernungen zu benachbarten Beständen an- 
derer Sorten derselben Art und zu Beständen 
derselben Sorte mit starken Degenerations- 
erscheinungen und zu Beständen verwandter 
Arten, die zur Fremdbefruchtung führen können, 
bei 

Basissaatgut 200 m, 

zertifiziertem Saatgut 100 m, 

sofern nicht eine ausreichende Abschirmung ge- 
gen eine Fremdbestäubung vorhanden ist. 
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Anlage II 


Voraussetzungen hinsiditlidhi des Saatguts 

I. Zertifiziertes Saatgut 

1. Das Saatgut ist ausreichend sortenecht und 
sortenrein. 

2. Das Vorhandensein von Krankheiten, die den 
Saatwert beeinträchtigen, ist auf ein Mindestmaß 
beschränkt. 

3. Das Saatgut erfüllt folgende weitere Vorausset- 
zungen: 


a) Normen 


Species 

Techn. 
Mindest- 
reinheit 
(in Vo des 
Gewichts) 

Höchstanteil 
an Unkraut- 
samen 
(in ®/o des 
Gewichts) 

Mindest- 
keim- 
fähigkeit 
(in Vo der 
reinen 
Samen) 

Gramine ae 




Agrostis alba 

90 

1 

80 

Agrostis al, spec 

90 

1 

75 

Alopecurus pratensis L 

75 

1,5 

70 

Arrhenatherum elatius (L.) J. D. 
Presl 

90 

1 

80 

Dactylis glomerata L 

90 

1 

80 

Festuca arundinacea Schreb 

95 

1 

80 

Festuca ovina L 

85 ' 

j 

1 

75 

Fetuca pratensis Huds 

95 i 

1 

80 

Festuca rubra L 

90 

1 

75 

Lolium multiflorum 

96 

1 

75 

Lolium al, spec 

96 

1 

80 

Phleum pratense L 

95 

0,5 

80 

Poa spec 

85 

1 

75 

Trisetum flavescens Pal. Beauv. . . 

75 

1 

70 
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Species 

Tedin. 
Mindest- 
reinheit 
(in Vo des 
Gewichts) 

Höchstanteil 
an Unkraut- 
samen 
(in ®/o des 
Gewichts) 

Mindest- 
keim- 
fähigkeit 
(^/o der 
reinen 
Samen) 

Höchtsanteil 
an hart- 
schaligen 
Körnern 
(®/o der 
reinen 
Samen) 

B. Leguminosae 

Lotus corniculatus L, . , 

95 

0,8 

75 

40 

Lupinus spec 

98 

0,1 

80 

20 

Medicago lupulina L. . 

97 

0,8 

80 

20 

Medicago sativa L. . . 

97 

0,5 

80 

40 

Medicago varia 

Martyn 

97 

0,5 

80 

40 

Onobrychis sativa L. . . 

95 

1,5 

75 

20 

Pisum arvense L. .... 

97 

0,1 

80 

— 

Trifolium hybridum L, 

97 

0,5 

80 

20 

Trifolium incar- 

natum L 

97 

0,5 

80 

20 

Trifolium pratense L. . 

97 

0,5 

80 

20 

Trifolium repens var. 
giganteum 

97 

0,5 

80 

40 

Trifolium repens L. . . 

97 

0,8 

80 

20 

Vicia faba 

97 

0,1 

85 

20 

Vicia al. spec 

97 

0,5 

85 

20 


b) Anmerkungen: 

i) Hartschalige Körner gelten bis zum ge- 
nannten Hundertsatz als keimfähige Kör- 
ner. 

ii) Das Saatgut ist frei von Avena fatua und 
Cuscuta. 

1 Korn Avena fatua oder Cuscuta in einer 
Probe von IQO g gelten nicht als Unrein- 
heit, wenn eine zweite Probe von 100 g 
frei von Avena fatua oder Cuscuta ist. 

iii) Der gewichtsmäßige Anteil an Samen von 
Alopecurus agrostis überschreitet 0,2 Vo 
nicht. 

iv) Der gewichtsmäßige Anteil an Samen an- 
derer Kulturpflanzen überschreitet 1 Vo 


nicht*, bei Poa spec. gilt ein Anteil an 
Samen anderer Poa- Arten von 1 ®/o nicht 
als Unreinheit. 

c) Besonderheiten bei Lupinus spec.: 

Der zahlenmäßige Anteil an Samen anderer 
Farbe überschreitet 1 Vo nicht; 

der zahlenmäßige Anteil an bitteren Samen 
in bi tterstof farmen Lupinensorten über- 
schreitet nicht 

3 ®/o bei zertifiziertem Saatgut der ersten 
Vermehrung nach Basissaatgut, 

5 ®/o bei zertifiziertem Saatgut der folgenden 
Vermehrungen nach Basissaatgut. 
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11. Basissaatgut 

Die Voraussetzungen der Ziffer I gelten für Basis- 
saatgut, soweit im folgenden nichts anderes be- 
stimmt ist: 

1. Der gewichtsmäßige Anteil an Samen anderer 
Pflanzen überschreitet 0,2 Vo nicht; davon sind an 
Samen anderer Kulturpflanzen und an Samen 
von Unkrautpflanzen jeweils 0,1 Vo zugelassen. 

2. Der Anteil an Samen von Alopecurus agrostis 
überschreitet 10 Körner in einer Probe von 25 g 
nicht. 

3. Bei Lupinus spec. überschreitet der zahlenmäßige 
Anteil an bitteren Samen in bitterstoffarmen 
Lupinensorten 1 nicht. 


I!I. Handelssaatgut 

Die Voraussetzungen der Ziffer I Nr. 2 und 3 gelten 

für Handelssaatgut, soweit im folgenden nichts an- 
deres bestimmt ist: 

1. Der gewichtsmäßige Anteil an Samen anderer 
Kulturpflanzen überschreitet 3 Vo nicht. 

2. Bei Poa spec. gilt ein Anteil an Samen anderer 
Poa- Arten von 3 Vo der reinen Körner nicht als 
Unreinheit. 

3. Bei Vicia spec. gilt ein Anteil an Samen der 
Vicia pannonica, Vicia villosa und verwandter 
Arten von 6 Vo nicht als Unreinheit. 

4. Bei Lupinus spec. überschreitet der zahlenmäßige 
Anteil an bitteren Samen in bitterstoffarmen 
Lupinensorten 5 ®/o nicht. 


Anlage III 


Höchstgewicht Mindestgewicht 
einer Partie einer Probe 

1. Samen von der Größe der 

Weizenkörner und größer 20 t 500 g 

2. Kleinere Samen . . . 10 t 250 g 
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Etikett 


A. Vorgeschriebene Angaben 

a) Für Basissaatgut und zertifiziertes Saatgut 

1. Die Worte „Nach den Bestimmungen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zertifi- 
ziertes Saatgut von Futterpflanzen" 

2. Zertifizierungsstelle und Mitgliedstaat 

3. Bezugsnummer der Partie 

4. Art 

5. Sorte 

6. Kategorie 

7. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 

8. Bei zertifiziertem Saatgut der zweiten und 
folgenden Vermehrungen nach Basissaatgut: 
Zahl der Generationen nach Basissaatgut 

9. Bei zertifiziertem Saatgut von Landsorten: 
Aufwuchsgebiet 


b) Für Handelssaatgut 

1. Die Worte „Handelssaatgut von Futterpflan- 
zen (nicht nach der Sorte zertifiziert)" 

2. Prüfungsstelle und Mitgliedstaat 

3. Bezugsnummer der Partie 

4. Art 

5. Aufwuchs gebiet 

6. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 

c) Für Mischungen von Saatgut 

1. Die Worte „Saatgutmischungen für 

(Verwendungszweck) " 

2. Verschließungsstelle und Mitgliedstaat 

3. Bezugsnummer der Partie 

4. Arten, Kategorien sowie Sorten oder Auf- 
wuchsgebiete der Bestandteile und ihr Ge- 
wichtsverhältnis 

5. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 


B. Größe 


1 10 mm 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über den Verkehr mit Getreidesaatgut 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Getreide nimmt in der Land- 
wirtschaft der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen äußerst wichtigen Platz ein. 

Der Erfolg des Anbaus von Getreide für die Land- 
wirtschaft hängt weitgehend von dem Einsatz geeig- 
neten Saatguts ab. Daher haben einige Mitglied- 
staaten seit längerer Zeit den gewerbsmäßigen Ver- 
kehr mit Getreidesaatgut auf besonders qualifizier- 
tes Saatgut beschränkt. Sie haben sich der Ergeb- 
nisse der Pflanzenzüchtung bedient, die in jahr- 
zehntelanger Zuchtarbeit erzielt worden sind und 
die zu relativ beständigen und homogenen Getreide- 
sorten geführt haben, welche hinsichtlich ihrer Er- 
tragshöhe, ihrer Ertragssicherheit und ihrer Ver- 
wendbarkeit für den Nutzungszweck wesentliche 
Vorteile erwarten lassen. 

Eine noch weitgehendere Steigerung der Produk- 
tivität bei der Erzeugung von Getreide in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wird dadurch er- 
reicht werden, daß die Mitgliedstaaten einheitliche 
und möglichst strenge Regeln für die Auswahl der 
zum gewerbsmäßigen Verkehr zugelassenen Sorten 
anwenden. 

Eine Beschränkung auf bestimmte Sorten ist je- 
doch nur gerechtfertigt, soweit gleichzeitig sicherge- 
stellt wird, daß der verbrauchende Landwirt auch 
wirklich Saatgut dieser Sorten erhält. 

Zu diesem Zweck wenden einige Mitgliedstaaten 
Zertifizierungssysteme an, welche eine Sicherung 
der Sortenechtheit und -reinheit durch amtliche 
Überwachung zum Gegenstand haben. 

Solche Systeme bestehen schon uuf internationaler 
Ebene. Die Food and Agriculture Organization der 
Vereinten Nationen hat Mindeststandards für die 
Zertifizierung von Maissaatgut in europäischen und 
Mittelmeerländern empfohlen. Außerdem hat die 
Organisation de Cooperation et de Developpement 
Economiques ein System für die sortenmäßige 
Zertifizierung von Futterpflanzensaatgut, das für 
den internationalen Handel bestimmt ist, geschaffen. 
Auf den Erfahrungen mit diesen Systemen muß ein 
einheitliches Zertifizierungssystem für die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft aufgebaut werden. 


Dessen Regeln müssen grundsätzlich im gewerbs- 
mäßigen Verkehr sowohl zwischen den Mitglied- 
staaten als auch auf den nationalen Märkten gelten, 
um eine Divergenz nationaler und gemeinschaft- 
licher Systeme zu vermeiden. 

Grundsätzlich darf Getreidesaatgut gewerbsmäßig 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn es nach 
den Vorschriften des Zertifizierungssystems als 
Basissaatgut oder zertifiziertes Saatgut amtlich ge- 
prüft und zertifiziert ist. Mit den technischen Begrif- 
fen des „Basissaatguts" und des „zertifizierten Saat- 
guts" knüpft das System an eine international be- 
reits bestehende Terminologie an. 

Wegen seiner geringen wirtschaftlichen Bedeu- 
tung ist Getreidesaatgut, das nicht gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht wird, aus der Gemeinschafts- 
regelung ausgeschlossen; das Recht der Mitglied- 
staaten bleibt unberührt, es besonderen Vorschriften 
zu unterwerfen. 

Weiterhin gilt die Gemeinschaftsregelung nicht 
für das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder 
bestimmte Saatgut. 

Um neben dem genetischen Wert den Standard 
der äußeren Beschaffenheit des Getreidesaatguts in 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu heben, 
müssen Mindestanforderungen an die technische 
Reinheit, die Keimfähigkeit und den Gesundheits- 
wert vorgesehen werden. 

Zur Sicherung der Identität müssen gemeinschaft- 
liche Regeln für die Verpackung, die Probenahme, 

I die Verschließung und die Kennzeichnung festge- 
legt werden. Dabei müssen die Etiketten die für die 
amtliche Überwachung sowie die für die Landwirt- 
schaft notwendigen Angaben tragen und auf den 
Gemeinschaftscharakter der Zertifizierung hinwei- 
sen. 

Um zu gewährleisten, daß sowohl die Anforde-, 
rungen an die Qualität als auch die an die Identitäts- 
sicherung ständig im Verkehr erfüllt sind, müssen 
die Mitgliedstaaten geeignete Kontrollmaßnahmen 
vorsehen. 

Saatgut, das allen Anforderungen entspricht, darf 
vorbehaltlich von Artikel 36 des Vertrages nur den 
in der Gemeinschaftsregelung vorgeschriebenen 
oder zugelassenen Verkehrsbeschränkungen unter- 
worfen werden. 

Selbst Artikel 36 des Vertrages rechtfertigt zu- 
sätzliche Verkehrsbeschränkungen insoweit nicht, 
als die Gemeinschaftsregelung Toleranzen für Schad- 
organismen vorsieht. 

Zu den zugelassenen Beschränkungen gehört wäh- 
rend einer ersten Etappe — und zwar bis zur Schaf- 
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fung eines gemeinsamen Sortenkatalogs — insbe- 
sondere das Recht der Mitgliedstaaten, den Saat- 
gutverkehr lauf Sorten zu beschränken, die für ihr 
Gebiet landeskulturellen Wert besitzen. 

Es (ist notfwendig, die Gleichwertigkeit von Aus- 
landsvermehrungen auf der Grundlage von Basis- 
saatgut, das in einem Mitgliedstaat zertifiziert wor- 
den ist, mit den Vermehrungen in diesem Mitglied- 
Staat unter bestimmten Voraussetzungen anzuerken- 
nen. 

Andererseits kann anderes in dritten Ländern ge- 
erntetes Getreide Saatgut innerhalb der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft gewerbsmäßig nur in 
den Verkehr gebracht werden, wenn es für den Ver- 
braucher die gleiche Gewähr bietet wie innerhalb 
der Gemeinschaft geerntetes, amtlich geprüftes, 
zertifiziertes, gekennzeichnetes und versdilossenes 
Saatgut. Die Entscheidung darüber, ob diese Vor- 
aussetzungen bei den einzelnen dritten Ländern er- 
füllt sind, muß zur Vermeidung unterschiedlicher 
Entscheidungen in den Mitgliedstaaten der Kommis- 
sion übertragen werden, welche die notwendigen 
Maßnahmen unter Berücksichtigung der in den be- 
treffenden dritten Ländern angewandten Verfahren 
ergreifen wird. 

Für Zeitabsdinitte, in denen die Versorgung mit 
zertifiziertem Saatgut der verschiedenen Kategorien 
Schwierigkeiten bereitet, muß die Kommission er- 
mäditigt werden, vorübergehend Kategorien mit 
weniger strengen Anforderungen zuzulassen. 

Um die technischen Methoden bei der Zertifizie- 
rung in den einzelnen Mitgliedstaaten anzugleichen 
und um künftig Vergleichsmöglichkeiten hinsichtlich 
des in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zertifizierten und des aus dritten Ländern stammen- 
den Saatguts zu haben, ist es geboten, in den Mit- 
gliedstaaten gemeinschaftliche Vergleichsfelder zur 
jährlichen Nachkontrolle des zertifizierten Saatguts 
der verschiedenen Kategorien anzulegen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

A r t i k e I 1 

Diese Riditlinie bezieht sich auf Saatgut von Ge- 
treide, das innerhalb der Gemeinschaft gewerbs- 
mäßig in den Verkehr gebracht wird. 


b) Sorten und Inzuchtlinien von Mais: 

aa) Frei abblühende Sorte: Hinreichend homo- 
gene und beständige Sorte. 

bb) Inzuchtlinie: Hinreichend homogene und be- 
ständige Linie, die durch mindestens fünf 
aufeinanderfolgende Generationen im Wege 
der künstlichen Selbstbefruchtung unter 
gleichzeitiger Auslese oder durch gleich- 
wertige Maßnahmen erlangt worden ist. 

cc) Einfach-Hybride: Erste Generation aus einer 
vom Züchter definierten Kreuzung zweier 
Inzuchtlinien. 

dd) Doppel-Hybride: Erste Generation aus einer 
vom Züchter definierten Kreuzung zweier 
Einfach-Hybriden. 

ee) Dreiweg-Hybride: Erste Generation aus 
einer vom Züchter definierten Kreuzung 
einer Inzuchtlinie und einer Einfach-Hybride. 

ff) Top-Cross^Hybride: Erste Generation aus 
einer vom Züchter definierten Kreuzung 
einer Inzuchtlinie oder einer Einfach^Hybride 
und einer frei abblühenden Sorte. 

gg) Sortenkreuzungs-Hybride: Erste Generation 
aus einer vom Züchter definierten Kreuzung 
von Pflanzen aus Basissaatgut von zwei frei 
abblühenden Sorten. 

c) Basissaatgut (Hafer, Gerste, Reis, Weizen, Spelz, 

Roggen): 

Samen, 

aa) der unter Verantwortung des Züchters nach 
den Regeln systematischer Erhaltungszucht 
im Hinblick auf die Sorte gewonnen worden 
ist, 

bb) der zur Erzeugung von zertifiziertem Saat- 
gut beziehungsweise von zertifiziertem Saat- 
gut der ersten oder zweiten Vermehrung be- 
stimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 Absatz 1 die 
Voraussetzungen der Anlagen I und II für 
Basis Saatgut erfüllt unid 

dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt worden 
ist. 


Artikel 2 


(1) Es sind: 


a) Getreide: 

Pflanzen der folgenden Arten: 


Avena sativa L. 
Hordeum distichum L. 
Horde um 
polystichum L. 

Oryza sativa L. 
Secale cereale L. 
Triticium aestivum L. 
Triticum durum L. 
Triticum spelta L. 
Zea mais L. 


Hafer 

zweizeilige Gerste 
mehrzellige Gerste 

Reis 

Roggen 

Weichweizen 

Hartweizen 

Spelz 

Mais 


d) Basissaatgut (Mais): 

i) von frei abblühenden Sorten: 

Samen, 

aa) der unter Verantwortung eines Züchters 
nach den Regeln systematischer Erhal- 
tungszucht im Hinblick auf die Sorte ge- 
wonnen worden ist, 

bb) der zur Erzeugung von zertifiziertem 
Saatgut dieser Sorte, von Top-Cross- 
Hybriden oder von Sortenkreuzungs- 
Hybriden bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Vor- 
aussetzungen der Anlagen I und II für 
Basissaatgut erfüllt und 
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dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraus- 
setzungen in amtliicher Prüfung festge- 
istellt worden ist. 

ii) von Inzuchtlinien: 

Samen, 

aa) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Vor- 
aussetzungen der Anlagen I und II für 
Basissaatgut erfüllt und 

bb) bei dem das Vorliegen dieser Voraus- 
setzungen in amtlicher Prüfung festge- 
stellt worden ist. 


bb) der zur Erzeugung von anderem als Saat- 
getreide bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe b die Voraussetzungen der An- 
lagen I und II für zertifiziertes Saatgut der 
zweiten Vermehrung erfüllt und 

dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt worden 
ist. 

h) Amtliche Maßnahmen 

Maßnahmen, die 

aa) durch Behörden eines Mitgliedstaates oder 

bb) unter dessen Verantwortung durch juristi- 
sche Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts oder 

cc) bei Hilfstätigkeiten auch unter dessen Über- 
wachung durch vereidigte natürliche Per- 
sonen 


iii) von Einfach-Hybriden: 

Samen, 

aa) der zur Erzeugung von Doppel-Hybri- 
den, Dreiweg-Hybriden oder Top-Cross_- 
Hybriden bestimmt ist, 

bb) der vorbehaltlich von Artikel 4 die Vor- 
aussetzungen der Anlagen I und II für 
Basissaatgut erfüllt und 

cc) bei dem das Vorliegen dieser Voraus- 
setzungen in lamtlicher Prüfung festge- 
stellt worden ist. 

e) Zertifiziertes Saatgut (Roggen, Mais): 

Samen, 

aa) der unmittelbar von Basissaatgut stammt, 

bb) der zur Erzeugung von anderem als Saat- 
getreide bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe b und Absatz 2 die Voraussetzun- 
gen der Anlagen I und II für zertifiziertes 
Saatgut erfüllt und 

dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt worden 
ist. 

f) Zertifiziertes Saatgut der ersten Vermehrung 
(Hafer, Gerste, Reis, Weizen, Spelz) : 

Samen, 

aa) der unmittelbar von Basissaatgut ainer Sorte 
stammt, 

bb) der zur Erzeugung von zertifiziertem Saat- 
gut der zweiten Vermehrung oder von ande- 
rem als Saatgetreide bestimmt ist, 

cc) der vorbehaltlich von Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe b die Voraussetzungen der An- 
lagen I und II für zertifiziertes Saatgut der 
ersten Vermehrung erfüllt und 

dd) bei dem das Vorliegen dieser Voraussetzun- 
gen in amtlicher Prüfung festgestellt worden 
ist. 

g) Zertifiziertes Saatgut der zweiten Vermehrung 
(Hafer, Gerste, Reis, Weizen, Spelz); 

Samen, 

aa) der unmittelbar von Basissaatgut oder zerti- 
fiziertem Saatgut der ersten Vermehrung 
einer Sorte stammt. 


unter der Voraussetzung durdigeführt werden, 
daß diese Personen an ihrem Ergebnis nicht 
interessiert sind. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
mehrere Generationen in die Kategorie Basissaat- 
gut einzubeziehen und diese Kategorie nach Gene- 
rationen zu unterteilen. 


A r t i k e il 3 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saatgut 
von Getreide nur in den Verkehr gebracht werden 
darf, wenn es sich um Basiissaatgut oder zertifiziertes 
Saatgut beziehungsweise zertifiziertes Saatgut der 
ersten oder zweiten Vermehrung handelt, das als 
solches amtlich zertifiziert worden ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten schreiben den Feuchtig- 
keitsgehalt vor, den Basissaatgut und zertifiziertes 
Saatgut aller Art bei der Zertifizierung und im Ver- 
kehr nicht überschreiten darf. 

(3) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
Ausnahmen von Absatz 1 und 2 vorzusehen für 

a) Zuchtsaatgut dem Basissaatgut vorhergehender 
Generationen, 

b) Versuchs- oder wissenschaftliche Zwecke, 

c) Züchtungsvorhaben. 


Artikel 4 

(1) Das Recht der Mitgliedstaaten hleibt unberührt, 
zuzulassen, daß Saatgut von Getreide, 

a) das die Anforderungen der Anlage II an die 
Keimfähigkeit nicht erfüllt, als Basissaatgut amt- 
lich zertifiziert und in den Verkehr gebracht wer- 
den darf; dazu wird sichergestellt, daß der Liefe- 
rant eine bestimmte Keimfähigkeit gewährleistet, 
die er im Verkehr auf einem besonderen Etikett 
angibt, das seinen Namen, seine Anschrift und 
die Bezugsnummer der Partie enthält; 
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b) bei dem die amtliche Prüfung im Hinblick auf die 
Anforderungen der Anlage II an die Keimfähig- 
keit nicht abgeschlossen ist, im Interesse einer 
schnellen Versorgung mit Saatgut für den Ver- 
kehr his zum ersten Empfänger als Basissaatgut 
oder als zertifiziertes Saatgut beziehungsweise 
zertifiziertes Saatgut der ersten oder zweiten 
Vermehrung amtlich zertifiziert und insoweit in 
den Verkehr gebracht werden darf; die Zertifi- 
zierung erfolgt nur gegen Vorlage einer vorläu- 
figen Analyse des Saatguts und gegen Angabe 
von Namen und Anschrift des ersten Empfängers*, 
dazu wird sichergestellt, daß der Lieferant die 
sich aus der vorläufigen Analyse ergebende 
Keimfähigkeit gewährleistet, die er im Verkehr 
auf einem besonderen Etikett angibt, das seinen 
Namen, seine Anschrift und die Bezugsnummer 
der Partie enthält. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
für Saatgut von Zea mais L. die in Anlage II vor- 
gesehene Mindestkeimfähigkeit bis auf 85 Vo der 
reinen Körner herabzusetzen. 

Artikel 5 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
über die Voraussetzungen der Anlagen I und II hin- 
aus zusätzliche oder strengere Voraussetzungen für 
die Zertifizierung festzulegen. 

Artikel 6 

(1) Jeder Mitgliedstaat legt eine Liste der amtlich 
zur Zertifizierung in seinem Gebiet zugelassenen 
Sorten von Getreide sowie Inzuchtlinien von Mais 
an. 

(2) Eine Sorte wird zur Zertifizierung erst zuge- 
lassen, wenn nach amtlichen oder amtlich beaufsich- 
tigten Anibauprüfungen von zwei und bei Roggen 
und frei abblühenden Maissorten von drei aufein- 
anderfolgenden Jahren festgestellt worden ist, 

a) bei Hafer, Gerste, Reis, Weizen und Spelz, daß 
sie hinreichend homogen und beständig ist; die 
Liste gibt die morphologischen und physiologi- 
schen Eigenschaften an, nach denen die Sorte 
identifiziert werden kann; 

b) bei Roggen und frei abblühenden Maissorten, 
daß sie hinreichend homogen und beständig ist; 
die Liste gibt die hauptsächlichen morphologi- 
schen oder physiologischen Eigenschaften an, 
durch die sie von anderen Sorten zu unterschei- 
den ist; 

c) bei Hybridsorten von Mais, daß die zugrunde 
liegenden Inzuchtlinien hinreichend homogen und 
beständig sind und daß die Sorte das Ergebnis 
vom Züchter definierter Kreuzungen ist; die 
Liste gibt die morphologischen und physio- 
logischen Eigenschaften an, nach denen die Sorte 
identifiziert werden kann. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Be- 
schreibung der Inzuchtlinien von Mais vertraulich 
ist. 


(4) Die zugelassenen Sorten sowie Inzuchtlinien 
von Mais werden laufend amtlich überwacht. Ist 
eine der Voraussetzungen für die Zulassung zur 
Zertifizierung nicht mehr erfüllt, so wird die Zulas- 
sung zurückgenommen und die Sorte oder die In- 
zuchtlinie von Mais in der Liste gestrichen. Ändert 
sich die eine oder die andere unwesentliche Eigen- 
schaft einer Roggen- oder frei abblühenden Mais- 
sorte, so wird die Beschreibung in der Liste unver- 
züglich geändert. 

(5) Die Liste sowie ihre jeweiligen Änderungen 
werden der Kommission unverzüglich mitgeteilt, die 
die übrigen Mitgliedstaaten hiervon in Kenntnis 
setzt. 

Artikel? 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die Pro- 
ben im Verfahren der Überwachung von Sorten so- 
wie von Inzuchtlinien von Mais und bei der Prüfung 
des Saatguts zur Zertifizierung amtlich nach geeig- 
neten Methoden gezogen werden. 

(2) Die Proben bei der Prüfung des Saatguts zur 
Zertifizierung werden au^ homogenen Partien ge- 
zogen. Das Höchstgewicht einer Partie und das Min- 
destgewicht einer Probe sind in Anlage III an- 
gegeben. 

Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, das Basis- 
saatgut und zertifiziertes Saatgut aller Art von Ge- 
treide nur in homogenen Partien und in geschlos- 
senen Packungen, die nach den Vorschriften von 
Artikel 9 und 10 verschlossen und gekennzeichnet 
sind, in den Verkehr gebracht werden darf, soweit 
andere Vorschriften des Ministerrats öder der Kom- 
mission betreffend Saatgutmischungen nichts ande- 
res vorschreiben oder zulassen. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
für den Verkehr mit Kleinmengen an Letztverbrau- 
cher Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die Pak- 
kungen von Basissaatgut und zertifiziertem Saatgut 
aller Art von Getreide amtlich so verschlossen wer- 
den, daß der Verschluß beim Öffnen der Packung 
verletzt wird und nicht mehr wiederverwendet wer- 
den kann. 

(2) Eine Wiederverschließung wird nur amtlich 
vorgenommen. In diesem Fall werden auf dem nach 
Artikel 10 Absatz 1 vorgeschriebenen Etikett die 
Wiederverschließung, deren Datum und die Stelle, 
die tätig geworden ist, angegeben; bei Neuetikettie- 
rung werden die Angaben des ursprünglichen 
Etiketts wiederholt. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die 
Packungen von Basissaatgut und zertifiziertem Saat- 
gut aller Art von Getreide 
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a) an der Außenseite mit einem amtlichen Etikett 
gemäß Anlage IV in einer der Amtssprachen der 
Gemeinschaft versehen werden; die Befestigung 
wird durch den amtlichen Verschluß gesichert; 
die Farbe ist weiß bei Basissaatgut, blau bei zer- 
tifiziertem Saatgut und zertifiziertem Saatgut der 
ersten Vermehrung, rot bei zertifiziertem Saat- 
gut der zweiten Vermehrung-, im Verkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten gibt das Etikett das 
Datum der amtlichen Verschließung an; bei 
Basissaatgut und Saatgut von Zea Mais L., das 
die Anforderungen der Anlage II an die Keim- 
fähigkeit nicht erfüllt (Artikel 4 Absatz 1 Buch- 
stabe a und Absatz 2), wird diese Tatsache auf 
dem Etikett angegeben; 

b) im Innern einen amtlichen Vermerk in der Farbe 
des Etiketts und mit den für dieses vorgeschrie- 
benen Angaben enthalten; der Vermerk ist ent- 
behrlich bei Kleinpackungen und bei Packungen, 
bei denen das Verpackungs verfahren die Ein- 
fügung nicht zuläßt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß das Etikett in allen Fällen das 
Datum der amtlichen Verschließung angibt. 

Artikel 11 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß die Packungen von Basissaatgut 
oder zertifiziertem Saatgut aller Art von Getreide 
auch in anderen Fällen als denen des Artikels 4 von 
einem besonderen Etikett des Lieferanten begleitet 
werden. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß eine 
etwaige chemische Behandlung von Basissaatgut 
oder zertifiziertem Saatgut aller Art von Getreide 
entweder auf dem amtlichen Etikett oder auf einem 
Etikett des Lieferanten angegeben wird. 

Artikel 13 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, das Basis- 
saatgut und zertifiziertes Saatgut aller Art von Ge- 
treide, das nach den Grundsätzen dieser Richtlinie 
amtlich zertifiziert, gekennzeichnet und verschlossen 
ist, hinsichtlich seiner Eigenschaften, der amtlich 
durchgeführten Prüfungsmaßnahmen, seiner Min- 
destkennzeichnung und seiner Verschließung nur 
den in dieser Richtlinie vorgeschriebenen oder zu- 
gelassenen Verkehrsbeschränkungen unterliegt, 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 

a) den Verkehr mit zertifiziertem Saatgut von 
Hafer, Gerste, Reis, Weizen oder Spelz auf sol- 
ches der ersten Vermehrung zu beschränken; 

b) bis zur etwaigen Aufstellung eines gemeinsamen 
Sorten- oder Inzuchtlinienkatalogs den Verkehr 
auf Saatgut von Getreide auf Saatgut von Sorten 
oder von Inzuchtlinien von Mais zu beschränken, 
die in eine nationale Liste, welche den landes- 
kulturellen Wert für ihr Gebiet zur Grundlage 


hat, eingetragen sind; die Voraussetzungen für 
die Eintragung in diese Liste sind für die aus 
anderen Mitgliedstaaten stammenden Sorten so- 
wie Inzuchtlinien von Mais die gleichen wie die 
für die nationalen Sorten sowie Inzuchtlinien von 
Mais. 

Artikel 14 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Saatgut 
von Getreide, welches unmittelbar aus in einem Mit- 
gliedstaat zertifiziertem Basissaatgut stammt und in 
einem anderen Mitgliedstaat oder in einem dritten 
Land geerntet worden ist, dem zertifiziertem Saat- 
gut beziehungsweise dem zertifizierten Saatgut der 
ersten oder zweiten Vermehrung gleichsteht, das im 
Erzeugerstaat des Basissaatguts geerntet worden ist, 
wenn es auf seiner Vermehrungsfläche einer den 
Voraussetzungen der Anlage I entsprechenden Feld- 
besichtigung unterworfen worden ist, und wenn 
seine Aufbereitung im Erzeugerstaat des Basissaat- 
guts stattgefunden hat, wo das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen der Anlage II für zertifiziertes Saatgut 
beziehungsweise zertifiziertes Saatgut der ersten 
oder zweiten Vermehrung in amtlicher Prüfung fest- 
gestellt worden ist. 

(2) Enthält in Anwendung von Absatz 1 eine 
Packung von zertifiziertem Saatgut aller Art von 
Getreide Saatgut, das in anderen Staaten geerntet 
worden ist, so werden diese auf dem amtlichen Eti- 
kett angegeben. 

Artikel 15 

Die Kommission stellt auf Antrag eines oder meh- 
rener Mitgliedstaaten nach Anhörung der übrigen 
Mitgliedstaaten durch Entscheidung fest, 

a) ob das in einem dritten Land angewandte Ver- 
fahren der Feldbesichtigung den Voraussetzun- 
gen der Anlage I entspricht (Artikel 14 Absatz 1); 

b) daß dem Basissaatgut oder dem zertifizierten 
Saatgut beziehungsweise dem zertifizierten Saat- 
gut der ersten oder zweiten Vermehrung von 
Getreide, das nach den Grundsätzen dieser Richt- 
linie amtlich zertifiziert, gekennzeichnet und ver- 
schlossen ist, in einem dritten Land geerntetes 
Saatgut von Getreide gleichsteht, das hinsichtlich 
seiner Eigenschaften sowie der zu seiner Prü- 
fung, seiner Identitätssicherung und seiner Kon- 
trolle durchgeführten Maßnahmen die gleiche 
Gewähr für den Verbraucher bietet. 

Artikel 16 

(1) Zur Behebung von vorübergehenden, minde- 
stens in einem Mitgliedstaat auftretenden und 
innerhalb der Gemeinschaft nicht zu beseitigenden 
Schwierigkeiten in der allgemeinen Versorgung mit 
Basissaatgut oder zertifiziertem Saatgut aller Art 
von Getreide ermächtigt die Kommission auf Antrag 
mindestens eines der betreffenden Mitgliedstaaten 
nach Anhörung der übrigen Mitgliedstaaten durch 
Richtlinie einen oder mehrere Mitgliedstaaten, für 
einen von ihr bestimmten Zeitraum Saatgut einer 
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Kategorie mit minderen Anforderungen zum Ver- 
kehr zuzulassen. 

(2) Handelt es sich um eine Kategorie von Sorten- 
oder Inzuchtliniensaatgut, so ist die Farbe des amt- 
lichen Etiketts die, welche für die entsprechende 
Kategorie vorgesehen ist; andernfalls ist die Farbe 
dunkelgelb. In jedem Fall gibt das Etikett an, daß 
es sich um Saatgut einer Kategorie mit minderen 
Anforderungen handelt. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie gilt nicht für Saatgut von Ge- 
treide, das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder 
bestimmt ist. 

Artikel 18 

Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen 
vor, daß Saatgut von Getreide im Verkehr zu- 
mindest durch Stichproben auf das Vorliegen der in 
dieser Richtlinie vorgesehenen Voraussetzungen 
amtlich überwacht wird. 

Artikel 19 

(1) Innerhalb der Genieiiischafl weiden gemein- 
schaftliche Vergleichsfeldor angelegt, auf denen in 
jedem Jahr eine Nachkontrolle von Stichproben von 
Basissaatgut und von zertifiziertem Saatgut aller 
Art von Getreide durchgeführt wird; diese Felder 
unterliegen der Prüfung eines aus Angehörigen der 
Mitgliedstaaten bestehenden Sachverständigenaus- 
schusses. 

(2) In einem ersten Zeitabschnitt dienen die Ver- 
gleichsprüfungen der Angleichung der technischen 
Methoden der Zertifizierung. Sobald dieses Ziel er- 
reicht ist, wird jährlich ein Tätigkeitsbericht über 
die Vergleichsprüfungen erstellt, der der Kommis- 
sion und den Mitgliedstaaten vertraulich mitgeteilt 


wird. Die Kommission bestimmt nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten durch Entscheidung den Zeitpunkt, 
von dem ab der Bericht erstellt wird. 

(3) Die Kommission erläßt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten die zur Durchführung der Vergleichs- 
prüfungen notwendigen Maßnahmen. Eine Einbe- 
ziehung von in dritten Ländern geerntetem Saatgut 
von Getreide in die Vergleichsprüfungen kann vor- 
gesehen werden. 

Artikel 20 

Vorbehaltlich der in Anlage I Ziffer 5 und in An- 
lage II Ziffer 2 vorgesehenen Toleranzen für das 
Vorhandensein von Schadorganismen stehen die 
Bestimmungen dieser Richtlinie Vorschriften nicht 
entgegen, die zum Schutz der Gesundheit und des 
Lebens von Menschen, Tieren oder Pflanzen gerecht- 
fertigt sind. 

Artikel 21 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen des Artikels 13 Absatz 1 späte- 
stens bis zum 1. Mai 1966, den übrigen Bestimmun- 
gen dieser Richtlinie und ihrer Anlagen spätestens 
bis zum 1. Mai 1968 nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem durch 
diese Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig, daß die Kommission hierzu 
Stellung nehmen kann. 

Artikel 22 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anlage I 


Voraussetzungen für die Zertifizierung hinsichtlich des Bestandes 


1. Der Bestand ist ausreichend sortenecht und 
sortenrein. Diese Voraussetzung findet entspre- 
chende Anwendung auf Inzuchtlinien von Mais. 

2. An amtlichen Feldbesichtigungen finden min- 


destens statt: 

a) bei Hafer, Gerste, Reis, Weizen, 

Spelz, Roggen 1 

b) bei Mais — während der Blütezeit 

i) frei abblühende Sorten 1 

ii) für die Erzeugung von zertifi- 

ziertem Saatgut von Hybrid- 
sorten 3 

iii) für die Erzeugung von Basis- 
saatgut von Einfach-Hybriden . . 4 

iv) Inzuchtlinien 4 


3. Der Kulturzustand der Vermehrungsfläche und 
der Entwicklung des Bestandes gestatten eine 
ausreichende Kontrolle der Sortenechtheit, der 
Sortenreinheit und des Gesundheitszustandes so- 
wie bei Mais auch der Echtheit und Reinheit von 
Inzuchtlinien und für die Erzeugung von Saatgut 
von Hybridsorten der Entfahnung, 

4. Bei Roggen und Mais betragen die Mindestent- 
fernungen zu benachbarten Beständen anderer 
Sorten oder Inzuchtlinien derselben Art und zu 
Beständen derselben Sorte oder Inzuchtlinie, 
welche die Voraussetzungen an die Reinheit für 
die Erzeugung von Saatgut derselben Kategorie 
nicht erfüllen, bei 

Basissaatgut zertifiziertem 


Saatgut 

a) Mais 200 m 200 m 

b) Roggen 300 m 250 m, 


sofern nicht eine ausreichende Abschirmung ge- 
gen eine Fremdbestäubung vorhanden ist. 

5. Bei einer amtlichen Feldbesichtigung von Hafer, 
Gerste, Weizen und Spelz werden auf jeder der 
fünf Flächen von 100 m‘'^ der Vermehrungsfläche, 
die zu untersuchen sind, geduldet bei 

Basissaatgut: 

zertifiziertem Saatgut aller Art: 

1 mit Ustilagineae befallene Pflanze 
5 mit Ustilagineae befallene Pflanzen. 

Die benachbarten Bestände im Umkreis von 80 m 
weisen keinen unverhältnismäßig höheren Anteil 
befallener Pflanzen auf. 

6. Besonderheiten bei Mais: 

a) Der zahlenmäßige Anteil an Pflanzen mit 
typischen Abweichungen überschreitet nicht 


i) bei Basissaatgut 0,1 ®/ü 

ii) für die Erzeugung von zertifizier- 
tem Saatgut von Hybridsorten . . 0,2 ®/ü 

iii) für die Erzeugung von Saatgut 

von frei abblühenden Sorten .... 0,5 ®/o 


b) Entfahnung: Für die Erzeugung von Saatgut 
von Hybridsorten überschreitet der Anteil an 
weiblichen Elternpflanzen, der Pollen abge- 
geben hat, bei einer amtlichen Feldbesich- 
tigung 1 ®/o und bei der Gesamtzahl der amt- 
lichen Feldbesichtigungen 2 ®/ü der weiblichen 
Elternpflanzen nicht. 

c) Für die Erzeugung von Saatgut von Hybrid- 
sorten wird eine ausreichend gleichzeitige 
Blüte der Elternpflanzen sichergestellt. 
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Anlage II 


Voraussetzungen für die Zertifizierung hinsichtlich des Saatguts 

1. Das Saatgut ist ausreichend sortenecht und sortenrein. Diese Voraussetzung 
findet entsprechende Anwendung auf Inzuditlinien von Mais. 

2. Das Vorhandensein von Krankheiten, die den Saatwert beeinträchtigen, ist 
auf ein Mindestmaß beschränkt. In 500 g werden bei Basissaatgut 1 Stück von 
Sklerotion oder Bruchstücke von solchen und bei zertifiziertem Saatgut aller 
Art 2 Stück geduldet. 

3. Das Saatgut erfüllt folgende Normen: 




Mindest- 

sorten- 

Mindest- 
keim- 
fähigkeit 
p/o der 
reinen 
Körner) 

Tech- 
nische 
Mindest- 
reinheit 
('®/o des 
Gewichts) 

Höchstanteil an Samen anderer Pflanzenarten 
(Zahl der Körner in 500 g) 

Art 

Kategorie 

reinheit 
(®/o der 
Körner) 

Insge- 

samt 

andere 

Getreide- 

arten 

sonstige 

Pflanzenarten 

a) Hafer 
Gerste 
Weizen 
Spelz 

i) Basissaatgut 

99,9 

85 

98 

4 

1 

! 

3, davon 

1 Raphanus rapha- 
nistrum oder 
Agrostemma 
githago. 








0 Avena fatua, 
Avena sterilis, 
Avena ludovi- 
ciana oder Lo- 
lium temulentum 


ii) zertifiziertes 
Saatgut der 
ersten Ver- 
mehrung 

99,7 

85 

98 

10 

! 

5 

7, davon 

3 Raphanus rapha- 
nistrum oder 
Agrostemma 
githago. 

! 



1 

1 

1 




0 Avena fatua, 
Avena sterilis, 
Avena ludo- 
viciana oder Lo- 
lium emulentum 


iii) zertifiziertes 
Saatgut der 
zweiten Ver- 
mehrung 

99,5 

85 

98 

10 

5 

dto. 

b) Reis 

i) Basissaatgut 

99,9 

80 

98 

4 

1 rotes 
Korn 

1 Panicum 


ii) zertifiziertes 
Saatgut der 
ersten Ver- 
mehrung 

99,7 

80 

98 

10 

2 rote 
Körner 

3 Panicum 


iii) zertifiziertes 
Saatgut der 
zweiten Ver- 
mehrung 

99,5 

80 

98 

10 

2 rote 
Körner 

3 Panicum 
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Tech- 

nische 

Höchstanteil an Samen anderer Pflanzenarten 
(Zahl der Körner in 500 g) 

Mindest“ 
reinheit 
(Vo des 
Gewichts) 

Insge- 

samt 

andere 

Getreide- 

arten 

sonstige 

Pflanzenarten 

98 

4 

1 

3, davon 




1 Raphanus rapha- 
nistrum oder 
Agrostemma 
githago, 

OAvena fatua, 
Avena sterilis, 
Avena ludovi- 
ciana oder Lo- 
lium temulentum 

98 

10 

5 

7, davon 




3 Raphanus rapha- 
nistrum oder 
Agrostemma 
j githago, 

1 0 Avena fatua, 

Avena sterilis, 
Avena ludovi- 
ciana oder Lo- 
lium temulentum 

98 

0 



98 

0 



98 

0 
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Anlage III 


Höchstgewicht einer Partie: 20 t 

Mindestgewicht einer Probe: 1 000 g 

250 g bei Inzuditlinien von Mais 


Anlage IV 


Etikett 


A. Vorgeschriebene Angaben: 

1. Die Worte „Nach den Bestimmungen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zertifiziertes 
Saatgut von Getreide" 

2. Zertifizierungsstelle und Mitgliedstaat 

3. Bezugsnummer der Partie 

4. Art 

5. Sorte oder Inzuchtlinie von Mais 

6. Kategorie 

7. Angegebenes Netto- oder Brutto-Gewicht 

8. Bei Hybridsorten von Mais; Zusatz „Hybrid". 

B. Größe: 


110 mm 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über den Verkehr mit Pflanzkartoffeln 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Kartoffeln nimmt in der Land- 
wirtschaft der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft einen äußerst wichtigen Platz ein. 

Der Erfolg des Anbaus von Kartoffeln für die 
Landwirtschaft hängt weitgehend von dem Einsatz 
geeigneten Pflanzguts ab. Daher haben einige Mit- 
gliedstaaten seit längerer Zeit den gewerbsmäßigen 
Verkehr mit Pflanzkartoffeln auf besonders cpiali- 
fiziertes Pflanzgut beschränkt. Sie haben sich der 
Ergebnisse der Pflanzenzüditung bedient, die in 
jahrzehntelanger Zuchtarbeit erzielt worden sind 
und die zu beständigen und homogenen Kartoffel- 
sorten geführt haben, welche hinsichtlich ihrer Er- 
tragshöhe, ihrer Ertragssicherheit und ihrer Ver- 
wendbarkeit für den Nutzungszweck wesentliche 
Vorteile erwarten lassen. 

Eine noch weitgehendere Steigerung der Produk- 
tivität bei der Erzeugung von Kartoffeln in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird dadurch 
erreicht werden, daß die Mitgliedstaaten einheit- 
liche und möglichst strenge Regeln für die Auswahl 
der zum gewerbsmäßigen Verkehr zugelassenen 
Sorten, insbesondere im Hinblick auf ihren Gesund- 
heitswert, anwenden. 

Eine Beschränkung auf bestimmte Sorten ist je- 
doch nur gerechtfertigt, soweit gleichzeitig sicher- 
gestellt wird, daß der verbrauchende Landwirt auch 
wirklich Pflanzgut dieser Sorten erhält. 

Zu diesem Zweck wenden einige Mitgliedstaaten 
Zertifizierungssysteme an, welche eine Sicherung 
der Sortenechtheit und -reinheit und des Gesund- 
heitswerts durch amtliche Überwachung zum Ge- 
genstand haben. 

Empfehlungen für ein solches System werden 
zur Zeit iih Rahmen der Economic Commission for 
Europe für die Standardisierung der Handelsquali- 
tät von Pflanzkartoffeln in Europa, die in den inter- 
nationalen Warenverkehr gebracht werden, ab- 
schließend bearbeitet. Diese Empfehlungen bezie- 
hen sich insbesondere auf den Gesundheitswert der 
Nachkommenschaft. Sie dienen somit als eine der 


Grundlagen für ein einheitliches Zertifizierungs- 
system der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Dessen Regeln müssen grundsätzlich im gewerbs- 
mäßigen Verkehr sowohl zwischen den Mitglied- 
staaten als auch auf den nationalen Märkten gel- 
ten, um eine Divergenz nationaler und gemein- 
schaftlicher Systeme zu vermeiden. 

Grundsätzlich dürfen Pflanzkartoffeln gewerbs- 
mäßig nur in den Verkehr gebracht werden, wenn 
sie nach den Vorschriften des Zertifizierungs- 
systems als Basispflanzgut oder zertifiziertes Pflanz- 
gut amtlich geprüft und zertifiziert sind. Mit den 
technischen Begriffen des „Basispflanzguts" und des 
„zertifizierten Pflanzguts" knüpft das System an 
eine international bereits bestehende Terminolo- 
gie an. 

Wegen ihrer geringen wirtschaftlichen Bedeutung 
sind Pflanzkartoffeln, die nicht gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht werden, aus der Gemein- 
schaftsregelung ausgeschlossen; das Recht der Mit- 
gliedstaaten bleibt unberührt, sie besonderen Vor- 
schriften zu unterwerfen. 

Weiterhin gilt die Gemeinschaftsregelung nicht 
für das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder 
bestimmte Pflanzgut. 

Um neben dem genetischen Wert und dem Ge- 
sundheitswert den Standard der äußeren Beschaf- 
fenheit der Pflanzkartoffeln in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu heben, müssen Höchst- 
toleranzen für bestimmte Mängel und Krankheiten 
an Pflanzkartoffeln vorgesehen werden. 

Zur Sicherung der Identität müssen gemeinschaft- 
liche Regeln für die Verpackung, die Verschließung 
und die Kennzeichnung festgelegt werden. Dabei 
müssen die Etiketten die für die amtliche Über- 
wachung sowie die für die Landwirtschaft notwen- 
digen Angaben tragen und auf den Gemeinschafts- 
charakter der Zertifizierung hinweisen. 

Um zu gewährleisten, daß sowohl die Anforde- 
rungen an die Qualität als auch die an die Identi- 
tätssicherung ständig im Verkehr erfüllt sind, müs- 
sen die Mitgliedstaaten geeignete Kontrollmaßnah- 
men vorsehen. 

Pflanzgut, das allen Anforderungen entspricht, 
darf vorbehaltlich von Artikel 36 des Vertrages nur 
den in der Gemeinschaftsregelung vorgeschriebe- 
nen oder zugelassenen Verkehrsbeschränkungen 
unterworfen werden. 

Selbst Artikel 36 des Vertrages rechtfertigt zu- 
sätzliche Verkehrsbeschränkungen insoweit nicht, 
als die Gemeinschaftsregelung Toleranzen für 
Krankheiten, Schadorgamsmen und Träger von sol- 
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chen vorsieht. Zu den zugelassenen Beschränkungen 
gehört während einer ersten Etappe — und zwar 
bis zur Schaffung eines gemeinsamen Sortenkata- 
logs — insbesondere das Recht der Mitgliedstaaten, 
den Pflanzgutverkehr auf Sorten zu beschränken, 
die für ihr Gebiet landeskulturellen Wert besitzen. 

In dritten Ländern geerntete Pflanzkartoffeln 
können innerhalb der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft gewerbsmäßig nur in den Verkehr ge- 
bracht werden, wenn sie für den Verbraucher die 
gleiche Gewähr bieten wie innerhalb der Gemein- 
schaft geerntetes, amtlich geprüftes, zertifiziertes, 
gekennzeichnetes und verschlossenes Pflanzgut. Die 
Entscheidung darüber, ob diese Voraussetzungen 
bei den einzelnen dritten Ländern erfüllt sind, muß 
zur Vermeidung unterschiedlicher Entscheidungen 
in den Mitgliedstaaten der Kommission übertragen 
werden, welche die notwendigen Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der in den betreffenden dritten 
Ländern angewandten Verfahren ergreifen wird. 

Für Zeitabschnitte, in denen die Versorgung mit 
zertifizierten Pflanzkartoffeln der verschiedenen 
Kategorien Schwierigkeiten bereitet, muß die Kom- 
mission ermächtigt werden, vorübergehend Kate- 
gorien mit weniger strengen Anforderungen zuzu- 
lassen. 

Um zu gewährleisten, daß die in den Mitglied- 
staaten zertifizierten Pflanzkartoffeln die aufge- 
stellten Anforderungen erfüllen, und um künftig 
Vergleichsmöglichkeiten hinsichtlich dieser und der 
aus dritten Ländern stammenden Pflanzkartoffeln 
zu haben, ist es geboten, in den Mitgliedstaaten ge- 
meinschaftliche Vergleichsfelder zur jährlichen 
Nachkontrolle des zertifizierten Pflanzguts der ver- 
schiedenen Kategorien anzulegen. Die Mitglied- 
staaten müssen ermächtigt werden, den Verkehr 
mit Pflanzkartoffeln aus anderen Mitgliedstaaten 
ganz oder teilweise zu verbieten, wenn die Ver- 
gleichsprüfungen mehrerer Jahre im Hinblick auf 
alle oder auf einzelne Sorten zu unbefriedigenden 
Ergebnissen geführt haben — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE, ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf Pflanzkartoffeln, 
die innerhalb der Gemeinschaft gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

(1) Es sind 

a) Basis-Pflanzkartoffeln: Knollen der Kartoffel, 

i) die nach den Regeln systematischer Erhal- 
tungszucht im Hinblick auf die Sorte und 
den Gesundheitszustand gewonnen worden 
sind, 

ii) die zur Erzeugung von zertifizierten Pflanz- 
kartoffeln bestimmt sind, 

iii) die die Voraussetzungen der Anlagen I 
und II für Basispflanzkartoffeln erfüllen und 


iv) bei denen das Vorliegen dieser Vorausset- 
zungen in amtlicher Prüfung festgestellt 
worden ist. 

b) Zertifizierte Pflanzkartoffeln: Knollen der Kar- 
toffel, 

i) die unmittelbar von Basispflanzkartoffeln 
oder von zertifizierten Pflanzkartoffeln 
einer Sorte stammen, 

ii) die vor allem zur Erzeugung von anderen 
als Pflanzkartoffeln bestimmt sind, 

iii) die die Voraussetzungen der Anlagen I 
und II für zertifizierte Pflanzkartoffeln er- 
füllen und 

iv) bei denea das Vorliegen dieser Vorausset- 
zungen in amtlicher Prüfung festgestellt 
worden ist. 

c) Amtliche Maßnahmen: 

Maßnahmen, die 

i) durch Behörden eines Mitgliedstaates oder 

ii) unter dessen Verantwortung durch juristi- 
sche Personen des öffentlichen oder priva- 
ten Rechts oder 

iii) bei Hilfstätigkeiten auch unter dessen Über- 
wachung durch vereidigte natürliche Perso- 
nen 

unter der Voraussetzung durchgeführt werden, 
daß diese Personen an ihrem Ergebnis nicht 
interessiert sind. 

Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Pflanz- 
kartoffeln nur in den Verkehr gebracht werden dür- 
fen, wenn es sich um Basispflanzkartoffeln oder zer- 
tifizierte Pflanzkartoffeln handelt, die als solche 
amtlich zertifiziert worden sind. Es wird vorge- 
sehen, daß Pflanzkartoffeln, welche im Verkehr die 
Voraussetzungen der Anlage II nicht erfüllen, aus- 
sortiert werden können. In diesem Fall unterlie- 
gen die Pflanzkartoffeln einer erneuten amtlichen 
Prüfung. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 

a) innerhalb der in Artikel 2 vorgesehenen Kate- 
gorien von Pflanzkartoffeln Klassen mit unter- 
schiedlichen Voraussetzungen zu schaffen? 

b) Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen für 

i) Zuchtpflanzgut den Basispflanzkartoffeln 
vorhergehender Generationen, 

ii) Versuchs- oder wissenschaftliche Zwecke, 

iii) Züchtungsvorhaben. 

Artikel 4 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
über die Voraussetzungen der Anlagen I und II 
hinaus zusätzliche oder strengere Voraussetzungen 
für die Zertifizierung festzulegen. 
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Artikel 5 

(1) Jeder Mitgliedstaat legt eine Liste der amtlidi 
zur Zertifizierung in seinem Gebiet zugelassenen 
Sorten von Pflanzkartoffeln an; die Liste gibt die 
hauptsächlichen morphologischen und physiologi- 
schen Eigenschaften an, durch die die Sorten von- 
einander zu unterscheiden sind; lange Sorten wer- 
den als solche angegeben; eine Sorte ist lang, wenn 
die durchschnittliche Länge ihrer Knollen minde- 
stens das Zweifache ihrer größten Dicke ausmacht. 

(2) Die Liste sowie ihre jeweiligen Änderungen 
werden der Kommission unverzüglich mitgeteilt, die 
die übrigen Mitgliedstaaten hiervon in Kenntnis 
setzt. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Pflanzkar- 
toffeln nur in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn sie nicht mit Mitteln zur Verminderung der 
Keimfähigkeit behandelt sind. 

Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Pflanz- 
kartoffeln nur in den Verkehr gebracht werden dür- 
fen, wenn der Durchmesser der Knollen mindestens 
28 mm, für lange Sorten mindestens 25 mm beträgt. 
Bei Knollen ab 35 mm Durchmesser sind der klein- 
ste und der größte Durchmesser der Knollen einer 
Partie durch 5 teilbar; der Unterschied zwischen den 
beiden Grenzwerten überschreitet 20 mm nicht. 

(2) Für die amtliche Kontrolle der Sortierung wer- 
den Geräte verwendet, deren Maschen quadrati- 
schen Querschnitt haben, 

(3) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
den Unterschied zwischen dem kleinsten und dem 
größten Durchmesser der Knollen einer Partie für 
Pflanzkartoffeln der einheimischen Erzeugung wei- 
tergehend zu beschränken, 

Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Basis- 
pflanzkartoffeln und zertifizierte Pflanzkartoffeln 
nur in homogenen Partien und in geschlossenen, 
ungebrauchten Packungen, die nach den Vorschrif- 
ten von Artikel 9 und 10 verschlossen und gekenn- 
zeichnet sind, in den Verkehr gebracht werden dür- 
fen. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unbe- 
rührt, für den Verkehr mit Kleinmengen an Letzt- 
verbraucher Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die 
Packungen von Basispflanzkartoffeln und zertifi- 
zierten Pflanzkartoffeln amtlich so verschlossen 
werden, daß der Verschluß beim öffnen der Pak- 
kung verletzt wird und nicht mehr wiederverwen- 
det werden kann. 

(2) Eine Wiederverschließung wird nur amtlich 
vorgenommen. In diesem Fall werden auf dem nach 
Artikel 10 Absatz 1 vorgeschriebenen Etikett die 


Wiederverschließung, deren Datum und die Stelle, 
die tätig geworden ist, angegeben; bei Neuetikettie- 
rung werden die Angaben des ursprünglichen Eti- 
ketts wiederholt. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die 
Packungen von Basispflanzkartoffeln und zertifi- 
zierten Pflanzkartoffeln 

a) an der Außenseite mit einem amtlichen Etikett 
gemäß Anlage III in einer der Amtssprachen der 
Gemeinschaft versehen werden; die Befestigung 
wird durch den amtlichen Verschluß gesichert; 
die Farbe ist weiß bei Basispflanzkartoffeln und 
blau bei zertifizierten Pflanzkartoffeln ; im Ver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten gibt das Eti- 
kett das Datum der amtlichen Verschließung an; 

b) im Innern einen amtlichen Vermerk in der Farbe 
des Etiketts und mit den für dieses vorgeschrie- 
benen Angaben enthalten; der Vermerk ist ent- 
behrlich bei Kleinpackungen und bei Packungen, 
bei denen das Verpackungsverfahren die Ein- 
fügung nicht zuläßt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß das Etikett in allen Fällen das 
Datum der amtlichen Verschließung angibt. 

Artikel 11 

Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
vorzuschreiben, daß die Packungen von Basispflanz- 
kartoffeln oder zertifizierten Pflanzkartoffeln in be- 
stimmten Fällen von einem besonderen Etikett des 
Lieferanten begleitet werden. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß eine 
etwaige chemische Behandlung von Basispflanz- 
kartoffeln oder zertifizierten Pflanzkartoffeln ent- 
weder auf dem amtlichen Etikett oder auf einem 
Etikett des Lieferanten angegeben wird. 

Ärtikel 13 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß Basis- 
pflanzkartoffeln und zertifizierte Pflanzkartoffeln, 
die nach den Grundsätzen dieser Richtlinie amtlich 
zertifiziert, gekennzeichnet und verschlossen sind, 
hinsichtlich ihrer Eigenschaften, der amtlich durch- 
geführten Prüfungsmaßnahmen, ihrer Mindestkenn- 
zeichnung und ihrer Verschließung nur den in dieser 
Richtlinie vorgeschriebenen oder zugelassenen Ver- 
kehrsbeschränkungen unterliegen. 

(2) Die Kommission läßt auf Antrag eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten nach Anhörung der übri- 
gen Mitgliedstaaten durch Richtlinie für djen Ver- 
kehr mit Pflanzkartoffeln in der Gesamtheit oder in 
Teilen des Gebiets eines oder mehrerer Mitglied- 
staaten die Durchführung von strengeren als in 
Anlage I vorgesehenen Maßnahmen gegen einzelne 
Viren zu, die les in diesen Gebieten nicht gibt oder 
die für die Bestände in diesen Gebieten besonders 
schädlich erscheinen. Bei dringender Gefahr einer 
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Einschleppung oder Ausbreitung solcher Viren kön- 
nen die Maßnahmen von der Antragstellung an bis 
zur endgültigen Stellungnahme der Kommission zu 
dem Antrag durchgeführt werden. 

(3) Das Rjedit der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
bis zur etwaigen Aufstellung eines gemeinsamen 
Sortenkatalogs den Verkehr mit Pflanzkartoffeln auf 
Pflanzkartoffeln von Sorten zu beschränken, die in 
eine nationale Liste, welche den landeskulturellen 
Wert für ihr Gebiet zur Grundlage hat, eingetragen 
sind; die Voraussetzungen für die Eintragung in 
diesie Liste sind für die aus anderen Mitgliedstaaten 
stammenden Sorten die gleichen wie die für die 
nationalen Sorten. 

Artikel 14 

(1) Die Mitgliedstaaten können den Verkehr mit 
Pflanzkartoffeln, die in einem anderen Mitgliedstaat 
geerntet worden sind, ganz oder teilweise unter- 
sagen, wenn die Nachkommenschaft von Proben, die 
amtlich aus in diesem Mitgliedstaat geernteten 
Basispflanzkartoffeln oder zertifizierten Pflanzkar- 
toffeln gezogen und auf einem oder mehreren 
gemeinschaftlichen Vergleichsfeldern der Gemein- 
schaft angebaut worden sind, im Laufe von drei 
aufeinanderfolgenden Jahren bedeutend von den 
Voraussetzungen der Anlage I abgewichen ist. 

(2) In Anwendung von Absatz 1 durchgeführte 
Maßnahmen werden aufgehoben, sobald mit hin- 
reichender Sicherheit feststeht, daß die in dem be- 
treffenden Mitgliedstaat geernteten Basispflanzkar- 
toffeln und zertifizierten Pflanzkartoffeln künftig die 
Voraussetzungen der Anlage I erfüllen werden. 

(3) Bevor in Absatz 1 zugelassene Maßnahmen 
durchgeführt oder aufgehoben werden, wird das 
Gutachten eines bei der Kommission zu errichten- 
den SacJiverständigenausschusses eingeholt. 

(4) Die Kommission erläßt nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten die zur Durchführung der Ver- 
gleichsprüfungen notwendigen Maßnahmen. Eine 
Einbeziehung von in dritten Ländern geernteten 
Pflanzkartoffeln in die Vergleichsprüfungen kann 
vorgesehen werden. 

Artikel 15 

Die Kommission stellt auf Antrag eines oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten nach Anhörung der übrigen 
Mitgliedstaaten durch Entscheidung fest, daß den 
Basispflanzkartoffeln oder den zertifizierten Pflanz- 
kartoffeln, die nach den Grundsätzen dieser Richt- 
linie amtlich zertifiziert, gekennzeichnet und ver- 
schlossen sind, in einem dritten Land geerntete 
Pflanzkartoffeln gleichstehen, die hinsichtlich ihrer 
Eigenschaften sowie der zu ihrer Prüfung, ihrer 
Identitätssicherung und ihrer Kontrolle durchgeführ- 
ten Maßnahmen die gleiche Gewähr für den Ver- 
braucher bieten. 


Artikel 16 

(1) Zur Behebung von vorübergehenden, minde- 
stens in einem Mitgliedstaat auftretenden und in- 
nerhalb der Gemeinschaft nicht zu beseitigenden 
Schwierigkeiten in der allgemeinen Versorgung mit 
Basispflanzkartoffeln oder zertifizierten Pflanzkar- 
toffeln ermächtigt die Kommission auf Antrag min- 
destens leines der betreffenden Mitgliedstaaten nach 
Anhörung der übrigen Mitgliedstaaten durch Richt- 
linie einen oder mehrere Mitgliedstaaten, für einen 
von ihr bestimmten Zeitraum Pflanzkartoffeln einer 
Kategorie mit minderen Anforderungen zum Ver- 
kehr zuzulassen. 

(2) Die Farbe des amtlichen Etiketts ist für diese 
Kategorie die, welche für die entsprechende Kate- 
gorie vorgesehen ist. Das Etikett gibt an, daß es sich 
um Pflanzkartoffeln einer Kategorie mit minderen 
Anforderungen handelt. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie gilt nicht für Pflanzkartoffeln, die 
nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder bestimmt 
sind. 

Artikel 18 

Die Mitolied Staaten sehen geeianete Maßnahmen 
vor, daß Pflanzkartoffeln im Verkehr zumindest 
durch Stichproben auf das Vorliegen der in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Voraussetzungen amtlich 
überwacht werden. 

Artikel 19 

Vorbehaltlich der in den Anlaaen I und II vorge- 
sehenen Toleranzen für das Vorhan^^ensein von 
Krankheiten. Sch ad Organismen oder Träoern von 
solchen stehen die Bestimmungen dieser Richtlinie 
Vorschriften nicht entgegen, die zum Schutz der 
Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren 
oder Pflanzen gerechtfertigt sind. 

Artikel 20 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen des Artikels 13 Absatz 1 späte- 
stens bis zum 1. Mai 1966, den übrigen Bestimmun- 
gen dieser Richtlinie und ihrer Anlagen spätestens 
bis zum 1. Mai 1968 nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis, 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem durch 
diese Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig, daß die Kommission hierzu 
Stellung nehmen kann. 

Artikel 21 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anlage I 


Voraussetzungen für die Zertifizierung hinsichtlich des Bestandes 


1, Basispflanzkartoffeln erfüllen folgende Voraus- 
setzungen: 

a) Der zahlenmäßige Anteil an Pflanzen, die mit 
Schwarzbeinigkeit befallen sind, überschreitet 
bei der amtlichen Feldbesichtigung 2 ®/o nicht. 

b) Bei der direkten Nachkommenschaft über- 
schreitet der zahlenmäßige Anteil an nicht 
sortenechten Pflanzen 0,25 ^/o nicht; es sind 
nicht mehr als 0,1 ®/o Pflanzen fremder Sorten 
zugelassen. 

c) Bei der direkten Nachkommenschaft über- 
schreitet der zahlenmäßige Anteil an Pflanzen 
mit Anzeichen von schweren oder leichten 
Virosen 4 ®/o nicht. 

2. Zertifizierte Pflanzkartoffeln erfüllen folgende 

Voraussetzungen : 

a) Der zahlenmäßige Anteil an Pflanzen, die mit 
Schwarzbeinigkeit befallen sind, überschreitet 
bei der amtlichen Feldbesichtigung 4 Vo nicht. 


b) Bei der direkten Nachkommenschaft über- 
schreitet der zahlenmäßige Anteil an nicht 
sortenechten Pflanzen 0,5 Vo nicht; es sind 
nicht mehr als 0,2 Vo Pflanzen fremder Sorten 
zugelassen. 

c) Bei der direkten Nachkommenschaft über- 
schreitet der zahlenmäßige Anteil an Pflanzen 
mit Anzeichen von schweren Virosen 10®/o 
nicht. Unberücksichtigt bleibt leichtes Mosaik, 
d. h. wenn nur leidite Verfärbungen ohne 
Verformungen der Blätter vorliegen. 

3. Bei der Beurteilung der Nachkommenschaft einer 
mit einem chronischen Virus befallenen Sorte 
bleiben die durch diesen Virus verursachten 
leichten Anzeichen unberücksichtigt. 

4. Die in Nummer 1 Buchstabe c, Nummer 2 Buch- 
stabe c und Nummer 3 vorgesehenen Toleranzen 
gelten nur für Virosen, die durch Viren ver- 
ursacht werden, welche in Europa bereits ver- 
breitet sind. 
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Anlage II 


Voraussetzungen für die Zertifizierung hinsichtlich der 
Pflanzkartoffeln 


1. Die Pflanzkartoffeln sind ausreichend sortenecht 
und sortenrein. 


2. Die Pflanzkartoffeln überschreiten folgende Tole- 
ranzen für Mängel und Krankheiten nicht: 


a) Anhaftende Erde und 

Fremdstoffe 

b) Naß- und Trockenfäule, 

soweit diese nicht durch 
Synchytrium endobio- 
ticum, Corynobacte- 
rium sepedonicum oder 
Pseudomonas solana- 
cearum verursacht 
werden 

c) Äußere Fehler (z. B. 
mißgestaltete oder be- 
schädigte Knollen) . . . 

d) Kartoffelschorf: Knol- 

len, die auf einer Ober- 
fläche von mehr als Va 
befallen sind 

Gesamttoleranz für Buch- 
staben a bis d 


2 ^/o des Gewichts 


3 ^/o des Gewichts 


5 ®/o des Gewichts 

6 ^/o des Gewichts 
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Anlage III 


Etikett 


A. Vorgeschriebene Angaben 

1. Die Worte „Nach den Bestimmungen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zertifizierte 
Pflanzkartoffeln" 

2. Zertifizierungsstelle und Mitgliedstaat 

3. Kennummer des Erzeugers oder Bezugsnummer 
der Partie 

4. Sorte 

5. Aufwuchsgebiet 

6. Kategorie und etwaige Klasse 

7. Sortierung 

8. Angegebenes Nettogewicht 

9. Ernte jahr 


B. Größe 


110 mm 



67 mm 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über den Verkehr mit forstlichem Vermehrungsgut 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachsteh enider Gründe: 

21,6 vom Hundert des Gebiets der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sind Waldflächen. Sowohl 
die Regeneration dieses Waldes als auch die Neu- 
aufforstung bedingen immer mehr forstliches Ver- 
mehrungsgut. 

Die Forschung auf dem Gebiet der Forstpflanzen- 
züchtung zeigt die Notwendigkeit, genetisch hoch- 
qualifiziertes Vermehrungsgut zu verwenden, um 
die forstliche Erzeugung in wesentlichem Umfang zu 
steigern und damit die Vorausisetzungen für die 
Ertrags fähigkeit des Bodens zu verbessern. 

Im übrigen wenden mehrere Mitgliedstaaten be- 
reits seit Jahren Regeln an, die auf diesen Prinzipien 
beruhen. Die Verschiedenheiten dieser Regelungen 
untereinander bilden ein Hemmnis für den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten. Es müssen gemein- 
schaftliche Regeln mit möglichst hohen Anforderun- 
gen eingeführt werden, die allen Mitgliedstaaten 
zum Vorteil igereichen. 

Diese Regeln müssen grundsätzlich im gewerbs- 
mäßigen Verkehr sowohl zwischen den Mitglied- 
staaten als auch auf iden nationalen Märkten gelten, 
um eine Divergenz nationaler und gemeinschaft- 
licher Systeme zu vermeiden. 

Jedoch muß eine solche Regelung den praktischen 
Bedürfnissen Rechnung tragen und ihren Anwen- 
dungsbereich auf diejenigen forstlichen Baumgattun- 
gen und -arten beschränken, die für die der Holz- 
erzeugung dienende Aufforstung eine ausreichend 
wichtige Rolle spielen. 

Im übrigen muß diese Regelung vorerst auf den 
genetischen Wert des Vermehrungsguts beschränkt 
werden, während die Probleme der äußeren Be- 
schaffenheit des Vermehrungsguts Gegenstand einer 
späteren Harmonisierung sein müssen. 

Für das Vermehr ungs gut aus der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist die Zulassung des Aus- 
gangsmaterials und infolgedessen die Abgrenzung 
von Herkunftsgebieten die Grundlage für die Aus- 
lese. Die Mitgliedstaaten müssen gleiche Regeln mit 
möglichst hohen Anforderungen für die Zulassung 


des Ausgangsmaterials anwenden. Nur aus solchem 
hervorgegangenes Vermehrungsgut darf gewerbs- 
mäßig in den Verkehr gebracht werden. Die Mit- 
gliedstaaten müssen eine Eiste der Herkunftsgebiete 
anlegen. 

Wegen seiner geringen wirtschaftlichen Bedeu- 
tung ist forstliches Vermehrungsgut, das nicht ge- 
werbsmäßig in den Verkehr gebracht wird, aus der 
Gemeinschaftsregelung ausgeschlossen; das Recht 
der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, es besonderen 
Vorschriften zu unterwerfen. 

Weiterhin gilt die Gemeinschaftsregelung nicht für 
das nachweislich zur Ausfuhr in dritte Länder be- 
stimmte Vermehrungsgut. 

Neben dem genetischen Wert muß die Identität 
des Vermehrungsguts, das gewerbsmäßig in iden 
Verkehr gebracht werden soll oder gebracht wird, 
sichergestellt werden. 

Die Mitgliedstaaten müssen ermächtigt werden 
vorzuschreiben, daß aus «anderen Staaten in ihr Ge- 
biet verbrachtes Vermehrungsgut von einem amt- 
lichen Zeugnis nach einem vorgeschriebenen Muster 
begleitet wird. 

Um zu gewährleisten, daß sowohl die Anforderun- 
gen an den genetischen Wert als auch die an die 
Identitätssicherung ständig im Verkehr erfüllt sind, 
müssen die Mitgliedstaaten geeignete Kontrollmaß- 
nahmen vorsehen. 

Vermehrungsgut, das allen Anforderungen ent- 
spricht, darf nur den dn der Gemeinschaftsregelung 
vorgeschriebenen oder zugelassenen Verkehrsbe- 
schränkungen unterworfen werden. Dazu gehört ins- 
besondere das Recht der Mitgliedstaaten, aus dem 
Verkehr idas forstliche Vermehrungsgut auszuschlie- 
ßen, das in ihrem Gebiet zur Verwendung ungeeig- 
net ist. 

Vermehrungsgut aus dritten Ländern kann inner- 
halb der Europäischen Wirtischaftsigemeinschaft ge- 
werbsmäßig nur in den Verkehr gebracht werden, 
wenn es hinsichtlich des genetischen Werts seines 
Ausgangsmaterials und seiner Identität für den Ver- 
braucher die gleiche Gewähr bietet wie Vermeh- 
rungsgut aus der Gemeinschaft. Die Entscheidung 
darüber, ob diese Voraussetzungen bei den einzel- 
nen dritten Ländern erfüllt sind, muß zur Vermei- 
dung unterschiedlicher Entscheidungen in den Mit- 
gliedstaaten der Kommission übertragen werden, 
welche die notwendigen Maßnahmen unter Berück- 
sichtigung der in den betreffenden dritten Ländern 
angewandten Verfahren ergreifen wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf den genetischen 
Wert von forstlichem Vermehrungsgut, das inner- 
halb der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht 
werden soll oder in den Verkehr gebracht wird. 

Artikel 2 

(1) Dieser Richtlinie unterliegt 

a) Vermehrungsgut von 

Abies alba Mill. (Abies pectinata DC) 

Fagus silvatica L. 

Larix 

Picea abies Karst. (Picea excelsa Link.) 

Picea sitchensis Trautv. et Mey. (Picea menziesii 
Carr.) 

Pinus nigra Arn. (Pinus laricio Poir.) 

Pinus silvestris L. 

Pinus strobus L. 

Pseudotsuga taxifolia (Poir.) Britt. (Pseudotsuga 
Douglasii Garr.i Pseudotsuga menziesii [Mirb,] 
Franco.) 

Quercus borealis Michx. (Quercus rubra Du Roi) 
Quercus pedunculata Ehrh. (Quercus robur, L.) 
Qercus sessiliflora Sal. (Quercus petraea Liebl.) 

b) vegetativ erzeugtes Vermehrungsgut von 
Populus. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
Vermehrungsgut weiterer Gattungen und Arten so- 
wie generativ erzeugtes Vermehrungsgut von Popu- 
lus dieser Richtlinie zu unterwerfen-, dabei können 
mindere Anforderungen vorgeschrieben werden; 
andersartige Anforderungen an den genetischen 
Wert werden nicht gestellt. 

Artikel 3 

Es sind: 

a) Venme^hrungsgut: 

i) Saatgut: Zapfen, Fruchtstände, Früchte und 
Samen, die zur Pflanzenerzeugung bestimmt 
sind; 

ii) Pflanzen teile: Pfropfreiser, Ableger, Steck- 
linge und Steckhölzer, die zur Pflanzener- 
zeugung bestimmt sind; 

iii) Pflanzgut; Pflanzen, die aus Saatgut oder 
Pflanzenteilen gezogen sind, und Wildlinge; 

b) Ausgangsmaterial: 

i) Bestände und Erhaltungssamenplantagen — 
für generativ erzeugtes Vermehrungsgut; 

ii) Klone — für vegetativ erzeugtes Vermeh- 
rungsgut; 

c) E rhal tungiss am enpla nt age; 

Künstliche Pflanzung, die aus einem oder mehre- 
ren amtlich zugelassenen Beständen eines ein- 


zelnen Herkunftsgebiets hervorgegangenem Ver- 
mehr ungsgut entstammt und die zur Erzeugung 
von Saatgut bestimmt ist. 

d) Herkunftsgebiet: 

Für eine bestimmte Gattung, Art, Unterart oder 
Sorte, das Gebiet oder die Gesamtheit von Ge- 
bieten mit ausreichend gleichen ökologischen Ge- 
gebenheiten, auf denen sich Bestände befinden, 
die genetisch oder zumindest morphologisch 
gleichartige und für die Holzerzeugung gleich- 
wertige Merkmale aufweisen. 

Herkunftsgebiet für in einer Erhaltungssamen- 
plantage erzeugtes Vermehrungagut ist dasjenige 
des Ausgangsmaterials, das bei der Anlage der 
Samenplantage verwendet worden ist. 

e) Amtliche Maßnahmen: 

Maßnahmen, die 

i) durch Behörden eines Mitgliedstaates oder 

ii) unter dessen Verantwortung durch juristi- 
sche Personen des öffentlichen oder privaten 
Rechts oder 

iii) bei Hilfstätigkeiten auch unter dessen Über- 
wachung durch vereidigte natürliche Perso- 
nen 

unter der Voraussetzung durchgeführt werden, 
daß diese Personen an ihrem Ergebnis nicht inter- 
essiert sind. 

Artikel 4 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß forst- 
liches Vermehrungsgut nur in den Verkehr gebracht 
werden darf, wenn es von amtlich zugelassenem 
Ausgangsmaterial stammt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
Ausnahmen von Absatz 1 vorzusehen für 

a) Versuchs- oder wissenschaftliche Zwecke, 

b) Züchtungsvorhaben. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Pflanzenteile und Pflanz- 
gut, die nachweislich nicht hauptsächlich zur Holz- 
erzeugung bestimmt sind. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß als Aus- 
gangsmaterial amtlich nur zugelassen werden darf, 
was wegen iseiner Güte für die Nachzucht geeignet 
erscheint und im Hinblick auf die Holzerzeugung 
keine nachteiligen erblichen Anlagen laufweist. Das 
Verfahren der Zulassung richtet sich nach den in 
Anlage I genannten Grundsätzen. 

Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat legt eine Liste des für die ein- 
zelnen Gattungen und Arten amtlich zugelassenen 
Ausgangsmaterials an. Die Listen sowie ihre jewei- 
ligen Änderungen werden der Kommission unver- 
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züglich mdtgeteilt, die die übrigen Mitgliedstaaten 
hiervon in Kenntnis setzt. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten grenzen für generativ erzeug- 
tes Vermehningsgut nach verwaltungstechnischen 
oder geographischen Abgrenzungen und gegebenen- 
falls nach der Höhenlage Herkunftsgebiete ab. 


Artikel 8 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß forst- 
liches Vermehrungsgut bei der Ernte, Lagerung, Be- 
förderung und Anzucht nach folgenden Merkmalen 
in Partien getrennt gehalten wird: 

a) Gattung und Art sowie gegebenenfalls Unterart 
und Sorte; 

b) Klon — für vegetativ erzeugtes Vermehrungsgut; 

c) Herkunftsgebiet — für generativ erzeugtes Ver- 
mehrungsgut; 

d) Herkunftsort und Höhenlage — für generativ er- 
zeugtes Vermehrungsgut, das nicht von amtlich 
zugelassenem Ausgangsmaterial stammt (Arti- 
kel 13); 

e) Dauer der Anzucht in einer Baumschule als Säm- 
ling oder als ein- oder mehrfach verschulte 
Pflanze — für Pflanzgut. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Pflanzenteile und Pflanz- 
gut, die nachweislich nicht hauptsächlich zur Holz- 
erzeugung bestimmt sind. 


Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß forst- 
liches Vermehrungsgut nur in Partien, wie sie in 
Artikel 8 vorgeschrieben sind, und nur dann in den 
Verkehr gebracht werden darf, wenn es von einer 
Urkunde begleitet ist, welche die in diesem Artikel 
genannten Merkmale sowie die botanische Bezeich- 
nung des Vermehrungisguts langibt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt 
vorzuschreiben, daß folgende zusätzliche Angaben 
geliefert werden: 

a) Bezeichnung des Lieferanten; 

b) Menge; 

c) etwaige Behandlung des Vermehrungsguts; 

d) die Ergebnisse einer Bamenanalyse; 

e) die Worte „Vermehrunigsgut aus einer Erhal- 
tungssamenplantage" — für Saatgut aus Erhal- 
tungssamenplantagen und für daraus gezogenes 
Pflanzgut, 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Pflanzenteile und Pflanz- 
gut, die nachweislich nicht hauptsächlich zur Holz- 
erzeugung bestimmt sind. 


Artikel 10 

(1) Die Mitgiiedstaaten ischreiben vor, daß forst- 
liches Vermehrungsgut nur in den Verkehr gebracht 
werden darf, wenn seine Identität von der Ernte bis 
zur Lieferung an den Letztverbraucher durch ein ge- 
eignetes amtliches System gewährleistet ist, 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Pflanzenteile und Pflanz- 
gut, die nachweislich nicht hauptsächlich zur Holz- 
erzeugung bestimmt sind. 

Artikel 11 

(1) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt 
vorzuschreiben, daß forstliches Vermehrungsgut aus 
einem anderen Staat in ihr Gebiet nur verbracht 
werden darf, wenn es von einem amtlichen Zeugnis 
gemäß Anlage II eines anderen Mitgliedstaates oder 
von einem gleichwertigen Zeugnis eines dritten Lan- 
des 

a) über die Herkunft — für generativ erzeugtes 
V erm ehrungsgut ; 

b) über die klonale Identität — für vegetativ er- 
zeugtes Vermehrungsgut 

begleitet ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Pflanzenteile und Pflanz- 
gut, die nachweislich nicht hauptsächlich zur Holz- 
erzeugung bestimmt sind. 

Artikiel 12 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß forst- 
liches Verme’h rungsgut hinsichtlich des genetischen 
Wertes seines Ausgangsmaterials und der zu seiner 
Identitätssicherung durchgeführten Maßnahmein nur 
den in dieser Richtlinie vorgeschriebenen oder zu- 
gelassenen Verkehrsbeschränkungen unterliegt. 

(2) Das Recht der Mitgliedstaaten bleibt unberührt, 
Maßnahmen durchzuführen, um zu verhindern, daß 
die Ertragsfähigkeit oder die Holzerzeugung ihres 
Waldes hinsichtlich des genetischen Wertes durch 
für die Gesamtheit ihres Gebietes ungeeignetes Ver- 
mehrungsgut ungünstig beeinflußt wird. 

Dabei beeinträchtigen sie den Verkehr mit Pflan- 
zenteilen und Pflanzgut, die nachweislich nicht 
hauptsächlich zur Holzerzeugung bestimmt sind, vor- 
behaltlich einer wirksamen Kontrolle ihrer Bestim- 
mung, nicht. 

(3) Soweit die in Absatz 2 zugelaissenen Maßnah- 
men sich auf Vermehrungsgut beziehen, das in 
einem anderen Mitgliedstaat erzeugt worden ist, 
werden sie zum Gegenstand einer vorherigen An- 
hörung der Kommission und der übrigen Mitglied- 
staaten gemacht. In dringenden Fällen beschränkt 
sich die Anhörung auf die Kommission und die be- 
troffenen Milgliedstaaten. 

Artikel 13 

Die Kommission stellt auf Antrag eines oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten nach Anhörung der übrigen 
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Mitgliedstaaten durdi Entsdieidung fest, daß dem 
forstlichen Vermehrungsgut, das von amtlich zuge- 
lassenem Ausgangsmaterial stammt und dessen 
Identität von der Ernte bis zur Lieferung an den 
Letztverbraucher durch ein geeignetes amtliches 
System gewährleistet ist, in einem dritten Land er- 
zeugtes forstliches Vermehrungsgut oder aus 
solchem angezogenes forstliches Vermehrungsgut 
gleichsteht, das hinsichtlich des genetischen Werts 
seines Ausgangsmaterials und der zu seiner Identi- 
tätssicherung durchgeführten Maßnahmen die gleiche 
Gewähr für den Verbraucher bietet. 

Artikel 14 

Diese iRichtlinie gilt nicht für forstliches Vermeh- 
rungsgut, das nachweislich zur Ausfuhr in dritte 
Länder bestimmt ist. 


Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Maßnahmen 
vor, daß forstliches Vermehrungsgut im Verkehr zu- 
mindest durch Stichproben auf das Vorliegen der in 
dieser Richtlinie vorgesehenen Voraussetzungen 
amtlich überwacht wird. 


Artikel 16 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen dieser Richtlinie und ihrer An- 
lagen 

a) (spätestens bis zum 30. Juni 1966 für Saatgut und 
Pflanzenteile von 

Abies alba Mill. 

Picea abies Karst. 

Pinus silvestris L. 

Pseudotsuga taxifolia Britt., 


b) spätestens bis zum 30. Juni 1968 für Saatgut und 
Pflanzenteile von 

Larix 

Picea sitchensis Trautv. et Mey. 

Pinus nigra Arn. 

Pinus strobus L., 

c) spätestens bis zum 30. Juni 1970 für Saatgut und 
Pflanzenteile von 

Fagus silvatica L. 

Quercus borealis Michx. 

Quercus pedunculata Ehrh. 

Qercus sessiliflora Sal. 

Populus 

nachzukommen. 

(2) Für Saatgut von Nadelbaumgattungen und 
-arten, das vor den in Absatz 1 genannten Zeitpunk- 
ten igeerntet worden ist, können die Termine um 
weitere zwei Jahre hinausgeschoben werden. 

(3) Für Pflanzgut werden idie Termine um vier 
Jahre nach den in Absatz 1 oder aufgrund von Ab- 
satz 2 festgelegten Zeitpunkten hinausgeschoben. 

(4) Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von 
dem Inkraftsetzen dieser Vorschriften unverzüglich 
in Kenntnis. 

(5) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über alle künftigen Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem durch 
diese Richtlinie geregelten Gebiet zu treffen beab- 
sichtigen, so rechtzeitig, daß die Kommission hierzu 
Stellung nehmen kann. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anlage I 


Zulassungsgrundsätze für Ausgangsmaterial 


A. Bestände 

1. Herkunft — Vorzugsweise sollen als Ausgangs- 
materiaLautochthone oder bereits bewährte nicht- 
autochthone Bestände zugelassen werden. 

2. Lage — Die Bestände sollen von schlechten Be- 
ständen der gleichen Art und von Beständen 
einer Art oder Sorte, durch die eine Einkreuzung 
geschehen kann, ausreichend entfernt liegen. Die- 
ses Merkmal ist von besonderer Bedeutung, wenn 
die umliegenden Bestände nicht autochthon sind. 

3. Homogenität — ■ Die Bestände sollen eine nor- 
male individuelle Variabilität der mOTphologi- 
schen Merkmale aufweisen. 

4. Massenleistung — Die Massenleistung ist oft 
eines der ausschlaggebenden Merkmale, die die 
Zulassung rechtfertigen; die Massenleistung soll 
in diesem Fall höher sein als die als durchschnitt- 
lich ängesehene unter gleichen ökologischen Be- 
dingungen. 

5. Güte des Holzes — Die Güte soll in Betracht ge- 
zogen werden; sie kann in bestimmten Fällen ein 
ausschlaggebendes Merkmal sein. 

6. Form — Die Bestände sollen besonders günstige 
morphologische Merkmale aufweisen, insbeson- 
dere möglichst gute Gradschäftigkeit des Stamms, 
Stellung und Feinheit der Aste, natürliche Ast- 
reinigung, möglichst seltene Zwieselbildung und 
Drehwuchs. 

7. Widerstandsfähigkeit — Die Bestände sollen im 
■allgemeinen gesund sein und eine möglichst gute 
Widerstandsfähigkeit gegen Schadorganismen 


sowie gegen äußere ungünstige Einflüsse auf- 
weisen. 

8. Alter — Die Bestände sollen in möglichst großem 
Umfang Bäume enthalten, die ein Alter erreicht 
haben, das eine klare Beurteilung der obenge- 
nannten Merkmale gestattet. 

9. Stammzahl und Flächengröße — Die Bestände 
sollen eine oder mehrere Baumgruppen umfas- 
sen, innerhalb deren und zwischen denen eine 
ausreichende Befruchtungsmöglichkeit besteht. 
Zur Vermeidung der ungünstigen Folgen der In- 
zucht sollen Bestände eine ausreichende Stamm- 
zahl auf einer Mindestfläche aufweisen. 

B. Erhaltungssamenplantagen 

Die Erhaltungssamenpiantagen sollen derart ange- 
legt werden, daß eine ausreichende Gewähr dafür 
besteht, daß das in ihnen erzeugte Saatgut minde- 
stens die durchschnittliche genetische Qualität des 
Ausgangsmaterials wiedergibt, dem die Samenplan- 
tage entstammt. 

C. Klone 

1. Die Ziffern 4, 5, 6, 7 und 8 des Teils A finden 
entsprechende Anwendung. 

2. Die Klone sollen nach ihren Unterscheidungs- 
merkmalen identifizierbar sein. 

3. Die Brauchbarkeit der Klone soll sich auf Erfah- 
rungen stützen oder durch ausreichend lange 
Versuche dargetan sein. 
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Anlage II 


Herkunftszeugnis 
Zeugnis über die klonale Identität 


(Land) 


Nr. 


Es wird hiermit bescheinigt, daß das nachstehend beschriebene forstliche Ver- 
mehrungsgut von den zuständigen Dienststellen kontrolliert worden ist und nach 
den getroffenen Feststellungen sowie den vorliegenden Unterlagen den folgenden 
Merkmalen entspricht: 


1. Art des Erzeugnisses: Saatgut / Pflanzenteile / Pflanzgut *) 

2. Gattung und Art, Unterart, Sorte, Klon 

a) gewöhnliche Bezeichnung: 

b) botanische Bezeichnung: 

3. Herkunftsgebiet ^): 

(Herkunftsort und Höhenlage) 

4. Dauer der Anzucht in einer Baumschule 

als Sämling oder versdiulte Pflanze *) : 

5. Menge: 

6. Zahl und Beschreibung der Stücke: 

7. Kennzeichnung der Stücke: 

8. Zusätzliche Angaben *) : 


19. 


(Dienstsiegel) 


(Unterschrift) 


(Dienststellung) 


^) Nichtzutreffendes streichen 

“) für Vermehrungsgut, das nicht von innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft amtlich zugelassenem Ausgangsmaterial stammt 
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